Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 64 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. November 1953 

6 - 53002 - 1637 53 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich die Entwürfe eines 

Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwisdien der Bundes- 
republik Deutschland und den Vertretern der Gläubiger 
und Garantiemächte über die Haftung der Bundesrepublik 
Deutschland für gewisse österreichische Ausländsanleihen 

(Anlage I), 

Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Französisdien Republik über 
die Regelung der Forderungen der Französisdien Republik 
an die Bundesrepublik Deutsdiland (Anlage II), 

Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwisdien der Bundes- 
republik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein 
über die Regelung der Forderungen des Fürstentums Liediten- 
stein an die Bundesrepublik Deutsdiland (Anlage III) 

nebst Begründungen sowie Schriftwechsel mit der Bitte, die Be- 
schlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 111. Sitzung am 26. Juni 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen die Ge- 
setzentwürfe keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Adenauer 


Diuck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. Rheinallee 20, 
Telefon 3551 




Anlage I 

mit 1 2 Unteraiilage 


Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vertretern der Gläubiger 
und Garantiemädite über die Haftung der Bundesrepublik Deutschland 
für gewisse österreichische Ausländsanleihen. 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Den Vereinbarungen zwischen der Deutschen De- 
legation für Auslandsschulden und den Vertretern 
der Gläubiger und Garantiemächte über die Haftung 
der Bundesrepublik Deutschland für gev/isse öster- 
reichische Ausländsanleihen wird ziigestimint. 

Artikel II 

(1) Die Vereinbarungen, die in den als Anlagen 1 
bis 12 beigefügten Urkunden enthalten sind, werden 
mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarungen in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(3) Die Vereinbarungen gelten nach ihrem Inkraft- 
treten in jeder Hinsicht als Anlage zum Abkommen 
über deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 
1953 (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 331). 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft, 



Anlage 1 


Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 20-2092/52 


London, den 14. November 1952 
29, Chesham Place, S. W. 1 


Council of the Corporation of 
Foreign Bondholders 

z. Hd, von Sir Otto Niemeyer, G, B. E., K'. C. B., 

17, Moorgate 

London, E. C. 2. 

Betr. : 7®/o Internationale Bundesanleihe der Republik Österreich von 1930 


Sehr geehrter Sir Otto! 

Die Deutsche Delegation macht zur Regelung der Haftung der Bundesrepublik 
Deutschland für die 7Vo Internationale Bundesanleihe der Bundesrepublik 
Österreich von 1930 den folgenden Vorschlag: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland zahlt in den für die einzelnen Tranchen 
erforderlichen Währungen an die Zahlungsagenten die für die 75®/oige Ein- 
lösung der in der Zeit vom 12. Marz 1938 bis 8. Mai 1945 fällig gewordenen 
Kupons der 7®/o Internationalen Bundesanleihe der Bundesrepublik Öster- 
reich von 1930 benötigten Mittel. Diese Mittel werden bereitgestellt 

für die Kuponfälligkeiten 


vom am 


1. 7. 1938 


1. 7. 1953 

1. 1. 1939 -r 

1.7. 1939 

1.7. 1954 

1. 1. 1940 


1. 7. 1955 

1. 7. 1940 " 

1. 1. 1941 

1. 7. 1956 

1.7. 1941 


1. 7. 1957 

1. 1. 1942 

1.7, 1942 

1.7. 1958 

1. 1. 1943 


1.7. 1959 

1.7. 1943 

1. 1. 1944 

1. 7. 1960 

1.7. 1944 


1. 7. 1961 

1. 1. 1945 


1.7. 1962 


Zu den gleichen Terminen erstattet die Bundesrepublik Deutschland den 
Zahlungsagenten und dem Treuhänder die Kosten, Gebühren und Auslagen 
für die betreffenden Kupontermine, berechnet nach den tatsächlich zur Aus- 
zahlung gelangenden Beträgen. 

Die Bereitstellung der Mittel erfolgt nach näherer Vereinbarung mit den 
Zahlungsagenten. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland händigt über die zu 1. festgelegte Ver- 
pflichtung dem Treuhänder eine Schuldbescheinigung aus. 

3. Bei anderen Tranchen der Anleihe als der Dollartranche sind die Zahlungs- 
agenten verpflichtet, die von der Bundesrepublik Deutschland zum Zwecke 
der Kuponeinlösung bereitgestellten Mittel nur für die Einlösung solcher 
Kupons zu verwenden, die bei Anwendung der Bestimmungen des Deutschen 
Auslandsbondsbereinigungsgesetzes und seiner Durchführungsverordnungen 
anerkannt werden müßten. 

Was die Dollartranche der Anleihe anbelangt, wird die Bundesrepublik 
Deutschland dafür sorgen, daß alle Kupons, die für die Zeit zwischen dem 
12. März 1938 und dem 8. Mai 1945 fällig geworden sind, gemäß vorstehen- 
der Ziffer 1 eingelöst werden, soweit nicht die Bonds, auf die sich diese 
Kupons beziehen, zwecks endgültiger Einziehung erworben worden waren. 
Das bei der Leistung dieser Zahlungen zu befolgende Verfahren wird von 
den Regierungen Österreichs, der Bundesrepublik Deutschland und der Ver- 
einigten Staaten von Amerika vereinbart. 

4. Die Auffassung der Deutschen Delegation über die Regelung der in öster- 
reichischem Besitz befindlichen Schuldverschreibungen der Reichsanleihe 1938 
IL Ausgabe ist in dem anliegenden Annex dargelegt. 

gez. Ab s 
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Annex 


Bei der Regelung der von der Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
Haftung für die österreichischen Ausländsanleihen ist die Deutsche Delegation 
von der Erwartung ausgegangen, daß die österreichische Bundesregierung für 
sich und für die österreichischen Staatsangehörigen auf die Geltendmachung 
aller Ansprüche aus den von ihnen erworbenen Schuldverschreibungen der 
Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe verzichtet. Für diesen Fall ist die Bundesrepublik 
Deutschland bereit, auf die Geltendmachung von Ansprüdren aus allen vom 
Deutschen Reich im Umtauschwege erworbenen Schuldverschreibungen öster- 
reichischer Anleihen Verzicht zu leisten. 

Um den Ausschluß der in österreichischem Besitz befindlichen Schuldverschrei- 
bungen der Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe sicherzustellen, soll in das in Vor- 
bereitung befindliche Reichs-Anleihe-Bereinigungsgesetz die Bestimmung auf- 
genommen werden, daß die Bedienung von Schuldverschreibungen der vor- 
genannten Aiiieilie, die sich in der Hand von Ausländern befinden, nur gegen 
den Nachweis erfolgt, daß sich die Schuldverschreibungen am 1. Januar 1945 
außerhalb Deutschlands und Österreichs befunden haben. 


Anlage 2 


Die Deutsche Delegation London, den 14. November 1952 

für Auslandsschulden 29, Chesham Place, S. W. 1 

243-18 Del 20 - 2091/52 

Council of the Corporation 

of Foreign Bondholders 

c/o Sir Otto Niemeyer, G. B. E., K. C. B., 

17, Moorgate, 

London E. C. 2 

Betr.; österreichische Kreditanstali-Regierungsschuldverschrcibungen 1936 


Sehr geehrter Sir Otto! 

Die Deutsche Delegation macht zur Regelung der Haftung der Bundesrepublik 
Deutschland für die österreichischen Kreditanstalt-Regierungsschuldverschrei- 
bungen 1936 folgenden Vorschlag: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland zahlt in den für die einzelnen Tranchen er- 
forderlichen Währungen an die Zahlungsagenten die für die Einlösung der 
in der Zeit vom 12. März 1938 bis 8. Mai 1945 fällig gewordenen Tilgungs- 
scheine der österreichischen Kreditanstalt-Regieriingsschuldverschreibungen 
von 1936 benötigten Mittel. Diese Mittel werden bereitgestellt 


für die Tilgungsfälligkeiten 




vom 



am 

1.9. 1938 

+ 

1. 3. 1939 

+ 

1.9. 1939 

1.7. 1953 

1. 3. 1940 


1. 9. 1940 

+ 

1. 3. 1941 

1. 7. 1954 

1.9. 1941 


1.3. 1942 


1.9. 1942 

1.7. 1955 

1. 3. 1943 

+ 

1. 9. 1943 


1.3. 1944 

1.7. 1956 

1.9. 1944 


1. 3. 1945 



1. 7. 1957 


Die Bereitstellung der Mittel erfolgt nach näherer Vereinbarung mit den 
Zahlungsagenten. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland stellt über die zu 1. festgelegte Verpflich- 
tung eine Schuldbescheinigung aus, die bei der Bank deutscher Länder zu 
hinterlegen ist. 
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3. Die Zahlungsagenten sind verpflichtet, die von der Bundesrepublik Deutsdi- 
land zum Zwecke der Kuponeinlösung bereitgestellten Mittel nur für die 
Einlösung solcher Tilgungsscheine zu verwenden, die bei Anwendung der 
Bestimmungen des Deutschen Auslandsbondsbereinigungsgesetzes und seiner 
Durchführungsverordnungen anerkannt werden müßten. 

4. Die Auffassung der Deutschen Delegation über die Regelung der in öster- 
reichischem Besitz befindlichen Schuldverschreibungen der Reichsanleihe 1938 
II. Ausgabe ist in dem anliegenden Annex dargelegt. 

gez. Abs 


Annex 

Bei der Regelung der von der Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
Haftung für die österreichischen Ausländsanleihen ist die Deutsche Delegation 
von der Erwartung ausgegangen, daß die österreichische Regierung für sich 
und für die österreichischen Staatsangehörigen auf die Geltendmachung aller 
Ansprüche aus den von ihnen erworbenen Schuldverschreibungen der Reichs- 
anleihe 1938 II. Ausgabe verzichtet. Für diesen Fall ist die Bundesrepublik 
Deutschland bereit, auf die Geltendmachung von Ansprüchen aus allen vom 
Deutschen Reich im Umtauschwege erworbenen Schuldverschreibungen öster- 
reichischer Anleihen Verzicht zu leisten. 

Um den Ausschluß der in österreichischem Besitz befindlichen Schuldver- 
schreibungen der Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe sicherzustellen, soll in das in 
Vorbereitung befindliche Reichsanleihe-Bereinigungsgesetz die Bestimmung auf- 
genommen werden, daß die Bedienung von Schuldverschreibungen der vor- 
genannten Anleihe, die sich in der Hand von Ausländern befinden, nur gegen 
den Nachweis erfolgt, daß sich die Schuldverschreibungen am 1. Januar 1945 
außerhalb Deutschlands und Österreichs befunden haben. 


Council of Foreign Bondholders, 

17, Moorgate, 

London, E. C. 2. 19th November 1952. 


Mr. Hermann J. Abs 


Dear Mr. Abs, 

I have to thank you for your letters of the 14th Novem- 
ber with regard to the settlement of the Austrian 7®/o 
International Federal Loan of 1930 and the Austrian 
Kreditanstalt Government Bonds 1936. 

I am in agreement with the terms of these letters which 
the Councils concerned will recommend to the Bond- 
holders. 

I am bringing these Agreements formally to the notice 
of the Tripartite Commission. 

Yours sincerely 
(s) Otto Niemeyer 


Anlage 3 

(Übersetzung) 

Council of Foreign Bondholders, 

17, Moorgate, 

London, E. C. 2. 19. November 1952 

Herrn Hermann J. Abs 


Sehr geehrter Herr Abs! 

Ich danke Ihnen für Ihre Schreiben vom 14. November 
betr. die Regelung der 7®/o Internationalen Bundesanleihe 
der Republik Österreich von 1930 und der österreichischen 
Kreditanstalt-Regierungsschuldverschreibungen 1936. 

Ich bin mit dem Inhalt dieser Schreiben einverstanden. 
Die betreffenden Gläubigerschutzverbände werden sie 
den Bondinhabern empfehlen. 

Ich bringe diese Vereinbarungen formell dem Drei- 
mächteausschuß zur Kenntnis. 

Schlußformel, 
gez. Otto Niemeyer 
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Anlage 4 


London, den 30. Oktober 1952 
29, Chesham Place, S. W. 1 


An 

H. H. Eggers, Esq. 

H. M. Treasury 
Whitehall, London, S. W. 1 

M. Leroy-Beaulieu 
French Embassy 

58, Knightsbridge, London, S. W. 1 

Dott. A. Zecchi 
Itaiian Embassy 

14, Three King's Yard, London, W. 1 


Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 20 - 1922/52 


Betr.: Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die Garantierten öster- 
reichischen Ausländsanleihen. 


Die Deutsche Delegation schlägt vor, daß die Bundesrepublik Deutschland die 
ihr gemäß Schreiben des Bundeskanzlers an die Alliierte Hohe Kommission 
vom 6. März 1951 obliegende Haftung für die Internationale Garantierte Bundes- 
anleihe der Republik Österreich von 1933 und die Garantierte österreichische 
Konversionsanleihe von 1934 nach folgendem Verfahren erfüllt: 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt zur Abgeltung aller den Garantie- 
mächten (mit Ausnahme der Tschechoslowakei) zustehenden Ansprüche, die aus 
den vorgenannten Anleihen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland für 
die Zeit vom 12. März 1938 bis zum 8. Mai 1945 aus irgendeinem Rechtsgrund 
geltend gemacht werden können, einen Gesamtbetrag in verschiedenen fremden 
Währungen, der zum derzeitigen Umrechnungskurs in £ Sterling ausgedrückt 
£ 3.600.000 ausmacht. Die Quoten, zu denen der vorgenannte Gesamtbetrag in 
den verschiedenen fremden Währungen geschuldet wird, sind der Deutschen 
Delegation umgehend mitzuteilen. 

Die sich danach unter Anwendung des derzeitigen Umrechnungskurses 
zwischen £ Sterling und den verschiedenen fremden Währungen für letztere 
ergebenden Beträge sind zahlbar in 15 gleichen Jahresraten am 1. Juli jedes 
Jahres, erstmalig am 1. Juli 1953. 

Die Zahlung erfolgt für Rechnung der Regierungen der Garantiemächte (mit 
Ausnahme der Tschechoslowakei) an die nationalen Banken, die der Deutschen 
Delegation noch mitgeteilt, werden, 

über die einzelnen Fremdwährungsbeträge, aus denen sich die von der 
Bundesrepublik Deutschland zu zahlenden Annuitäten zusammensetzen, händigt 
die Bundesrepublik Deutschland an die betreffenden Regierungen unverzins- 
liche Schuldscheine aus. Die Schuldscheine sind der Bundesrepublik Deutschland 
nach Einlösung zurückzugeben. 

Die vorstehende Regelung steht unter der Voraussetzung, daß die nicht an 
den gegenwärtigen Verhandlungen teilnehmenden Garantiemächte (mit Aus- 
nahme der Tschechoslowakei) ihren Beitritt erklären. 

Die Auffassung der Deutschen Delegation über die Regelung der in öster- 
reichischem Besitz befindlichen Schuldverschreibungen der Reichsanleihe 1938 
II. Ausgabe ist in dem anliegenden Annex dargelegt. 

gez, Wolff 


Annex 

Bei der Regelung der von der Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
Haftung für die österreichischen Ausländsanleihen ist die Deutsche Delegation 
von der Erwartung ausgegangen, daß die österreichische Bundesregierung für 
sich und für die österreichischen Staatsangehörigen auf die Geltendmachung 
aller Ansprüche aus den von ihnen erworbenen Schuldverschreihungen der 
Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe verzichtet. Für diesen Fall ist die Bundesrepublik 
Deutschland bereit, auf die Geltendmachung von Ansprüchen aus allen vom 
Deutschen Reich im Umtauschwege erworbenen Schuldverschreibungen öster- 
reichischer Anleihen Verzicht zu leisten. 

Um den Ausschluß der in österreichischem Besitz befindlichen Schuldverschrei- 
bungen der Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe sicherzustellen, soll in das in Vor- 
bereitung befindliche Reichsanleihe-Bereinigungsgesetz die Bestimmung auf- 
genommen werden, daß die Bedienung von Schuldverschreibungen der vor- 
genannten Anleihe, die sich in der Hand von Ausländern befinden, nur gegen 
den Nachweis erfolgt, daß sich die Schuldverschreibungen am 1. Januar 1945 
außerhalb Deutschlands und Österreichs befunden haben. 
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Anlage 5 


Treasury Chambers, 

Great George Street, 

London, S. W. 1. 4th November, 1952. 

H. M. T. Reference: — 

O. F. 10 '229/011 

An 

Herrn Ministerialdirektor Wolff, 

German Delegation for Foreign Debts, 

29, Chesham Place, 

London, S. W. 1. 

Liability of the German Federal Republic 
for Austrian External Loans 


Dear Sir, 

I have pleasure in acknowledging receipt, on behalf of 
the United Kingdom Government and of the representa- 
tives of the French and Italian Governments, of your note 
of 30th October, 1952, containing proposals for the Settle- 
ment by the German Federal Republic of the Claims of 
the Guarantor Governments (other than Czechoslovakia) 
in respect of payments made on the two Austrian 
Guaranteed Loans for the period 12th Mardi, 1938, 
to 8th May, 1945. 

These proposals seem acceptable to us, although 
certain drafting amendments may be necessary when the 
official text of the agreement is drawn up. But, as re- 
cognized in the penultimate paragraph of your note, it will 
be necessary to submit the offer of Settlement for the 
consideration of the Guarantor Governments (other chan 
Czechoslovakia), which have not participated in the 
recent discussions with the German Delegation. This will 
be done on the occasion of the meeting of the Committee 
of Control of the Guarantor States for the Reconstruction 
of Austria, which will be taking place in Rome on 24th 
November, and the views of the interested Governments 
on the offer of settlement and on the method of division 
of the proposed annuities will be conveye'd to the German 
Delegation as soon as possible thereafter. 

Yours faithfully, 
(s) H. H. Eggf e rs 


(Übersetzung) 

Treasury Chambers, 

Great George Street, 

London S. W. 1. 4. November 1952 

II. M. T. Reference: 

O. F. 10/229/011 

An 

Herrn Ministerialdirektor Wolff 
Deutsche Delegation für Auslandsschulden 

29, Chesham Place, 

London, S. W. 1. 

Betr.: Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die 
österreichischen Ausländsanleihen 


Anrede 

Im Namen der Regierung des Vereinigten Königreichs 
und der Vertreter der Französischen und Italienischen 
Regierung bestätige ich den Eingang Ihrer Note vom 
30. Oktober 1952 mit den Vorschlägen für die Regelung der 
Ansprüche der Garantiemächte (mit Ausnahme der 
Tschechoslowakei) aus den für die beiden österreichischen 
Garantierten Anleihen für die Zeit vom 12. März 1938 
bis zum 8. Mai 1945 geleisteten Zahlungen durch die 
Bundesrepublik Deutschland. 

Diese Vorschläge erscheinen uns annehmbar, obwohl 
gewisse redaktionelle Änderungen gegebenenfalls not- 
wendig sein werden, wenn der offizielle Text des Ab- 
kommens ausgearbeitet wird. Wie Sie jedoch im vor- 
letzten Absatz Ihres Schreibens anerkennen, wird es not- 
wendig sein, das Regelungsangebot den Garantiemächten 
(mit Ausnahme der Tschechoslowakei), die an den jüng- 
sten Verhandlungen mit der Bundesrepublik nicht teil- 
genommen haben, zur Prüfung zu unterbreiten. Dies wird 
anläßlich der Sitzung des Kontrollausschusses der Ga- 
rantiemächte für den Wiederaufbau Österreichs geschehen, 
die am 24. November in Rom stattfinden werden, und die 
Stellungnahmen der beteiligten Regierungen zu dem Re- 
gelungsangebot und der Art der Aufteilung der vorgese- 
henen Annuitäten werden so bald wie möglich danach der 
Deutschen Delegation zugeleitet werden. 

Schlußformel, 
gez. H. H. Eggers 
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Anlage 6 


London, S. W. 1 
30th December, 1952. 

An 

Herrn Hermann J. A b s 
Bonn, 

Baumsdiulallee 19 
(Germany) 

Dear Mr. Abs, 

We refer to the note (243 - 18 Del 20 - 1922/52) dated 
30th October, 1952, from Ministerialdirektor Wolff, con- 
taining the proposals of the German Delegation fcr For- 
eign Debts for the Settlement of the Claims of the Guaran- 
tor Governments (other than Czechoslovakia) in respect 
of the payments made by them on the two .Austrian 
Government Guaranteed Loans for the period 12th Mardi, 
1938, to 8th May 1945. 

These proposals were considered by the Guarantor 
Governments (other than Czechoslovakia) at meetings of 
the Committee of Control of the Guarantor States for the 
Reconstruction of Austria held in Rome between 24th No- 
vember, 1952, and 6th December, 1952. 

As a result we have been authorized by those Guaran- 
tor Governments to inform you: 
that they are willing to accept, in settlement of all 
Claims of whatever nature due to them in respect of 
the Austrian Government International Guaranteed 
Loan 1933 and the Austrian Government Guaranteed 
Conversion Loan, 1934, for the period 12th March, 1938, 
to 8th May, 1945, a global sum in various currencies 
which, expressed in sterling at present rates of ex- 
change, amounts to £ 3.600.000, and which will be pay- 
able and transferable for account of the Governments 
concerned in fifteen annual instalments on Ist July 
each year, beginning Ist July, 1953, in accordance 
with the attached schedule; 

further, that they have taken note of the point of 
View of the German Delegation contained in the 
Annex to Ministerialdirektor Wolff's note of the 30th 
December concerning arrangements to apply to bonds 
of the Reichsanleihe 1938 II issüe in Austrian posses- 
sion, on the understanding that any negotiations which 
the German Federal Republic may conduct with the 
Austrian Government in this connexion shall not affect 
the present agreement between the German Federal 
Republic and the Guarantor Governments (other than 
Czechoslovakia), 

We suggest that, if you agree, the letter of Ministerial- 
direktor Wolff and this reply should be submitted to the 
Tripartite Commission on German Debts for inclusion in 
the Annexes to the inter-governmental Agreement on 
German External Debts, 

Yours faithfully, 

(s) Paul Leroy-Beaulieu 
(s) H. H. E g g e r s 
(s) A.Zecchi 


(Übersetzung) 

London, S. W. 1 . 

30. Dezember 1952 

An 

Herrn Hermann J. Abs 
Bonn, 

Baumschulallee 19 
Deutschland 

Sehr geehrter Herr Abs! 

Wir nehmen Bezug auf Ministerialdirektor Wolffs Note 
(243-18 Del 20 - 1922/52) vom 30. Oktober 1952 mit den 
Vorschlägen der Deutschen Delegation für Auslandsschul- 
den für die Regelung der Ansprüche der Garantiemächte 
(mit Ausnahme der Tschechoslowakei) aus von ihnen 
geleisteten Zahlungen für die beiden Garantierten An- 
leihen der österreichischen Regierung für die Zeit vom 
12. März 1938 bis zum 8. Mai 1945. 

Diese Vorschläge wurden von den Garantiemächten 
(mit Ausnahme der Tschechoslowakei) auf Sitzungen des 
Kontrollausschusses der Garantiemächte für den Wieder- 
aufbau Österreichs geprüft, die zwischen dem 24. Novem- 
ber 1952 und dem 6. Dezember 1952 in Rom stattf^den. 

Daraufhin sind wir von diesen Garantiemächten er- 
mächtigt worden, Ihnen mitzuteilen, 
daß sie bereit sind, zur Abgeltung aller ihnen zustehen- 
den Ansprüche jeglicher Art aus der Internationalen 
Garantierten Bundesanleihe der Republik Österreich 
von 1933 und der Garantierten österreichischen Kon- 
versionsanleihe von 1934 für die Zeit vom 12. März 
1938 bis zum 8. Mai 1945 einen Gesamtbetrag in ver- 
schiedenen Währungen anzunehmen, der zum derzeiti- 
gen Umrechnungskurs in £-Sterling ausgedrückt 
3 600000 £ ausmacht und der für Rechnung der betref- 
fenden Regierungen in 15 Jahresraten am 1, Juli 
jedes Jahres, erstmalig am 1. Juli 1953, gemäß dem 
beigefügten Plan zahlbar und transferierbar ist, 
daß sie ferner die im Annex zu Ministerialdirektor 
Wolffs Note vom 30. Dezember wiedergegebene Auf- 
fassung der Deutschen Delegation über die Regelung 
der in österreichischem Besitz befindlichen Schuldver- 
schreibungen der Reichsanleihe 1938 11. Ausgabe zur 
Kenntnis genommen haben, wobei sie davon ausgehen, 
daß etwaige Verhandlungen, die die Bundesrepublik 
Deutschland in diesem Zusammenhang gegebenenfalls 
mit der österreichischen Regierung führen wird, dieses 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Garantiemächten (mit Ausnahme der Tschecho- 
slowakei) nicht berühren werden. 

Wir schlagen vor, daß, falls Sie einverstanden sind, das 
Schreiben von Ministerialdirektor Wolff und diese Ant- 
wort der Dreimächtekommission für deutsche Schulden 
zwecks Aufnahme iri die Anlagen zu dem Regierungsab- 
kommen über deutsche Auslandsschulden vorgelegt wird. 

Schlußformel. 

gez. Paul Leroy-Beaulieu 
gez. H. H. Eggers 
gez. A. Z e c c h i 
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Division of annual payment by the Gennan Federal Government 
among the guarantor governments 


Guarantor 

Government 

(1) 

Share 
of annual 
payment 
expressed 
in £ Sterling 

(2) 

Currency in 
whidi pay- 
ment is 
required 

’ (3) 

Share 
of annual 
payment 
shown in 
Column (2) 
to be paid 
in currency 
shown in 
Column (3) 

(4) 

Rate of 
exdiange 
from £ Sterling 
to currency 
df payment 

(5) 

Annual payment required 

Amount 

(6) 

Currency 

(7) 

United Kingddm 

115,238 

£ Sterling 

115,238 


115,238 

£ Sterling 

France 

59.701 

£ Sterling 

41,885 

— 

41,885 

£ Sterling 



Swedish krs 

2,548 

14.49 

36,921 

Swedish krs 



Swiss fr. 

3,293 

12.245 

40,323 

Swiss fr. 



French fr. 

10,263 

980 

10,057.740 . 

French fr. 



Belgian fr. 

471 

140 

65,940 

Belgian fr. 



Dutdi fl. 

714 

10.64 

7,597 

Dutch fl. 



Austrian sch. 

103 

72.8 

7,498 

Austrian sch. 



Czecho- 




Czecho- 



slovak. er. 

424 

140 

59,360 

slovak. er. 




59,701 




Italy 

42,218 

Italian lire 

42,218 

1749.8 

73,873,056 

Italian lire 

Belgium 

7,574 

Belgian fr. 

7,574 

140 

1,060,360 

Belgian fr. 

Spain 

7,188 

Pesetas 

7,188 

110.36 

793,268 

Pesetas 

Sweden 

4,013 

Swed. kr. 

4,013 

14.49 

58,148 

Swed. kr. 

Denmark 

2,072 

Danish kr. 

2,072 

19.34 

40,072 

Danish kr. 

Netherlands 

1,996 

Dutdi fl. 

1,996 

10.64 

21,237 

Dutdi fl. 

Total: 

240,000 


240,000 





Enclosure to letter of 30th December, 1952 (Initialled) : 

H. H. E. ’ 
P. L. B. 
A. Zecdii 


(Übersetzung) 

Aufteilung der von der Deutsdien Bundesregierung jährlidh zu leistenden Zahlung 

auf die Garantieinädite 


Garantiemadit 

(1) 

In £ Sterling 
ausgedrüdeter 
Anteil 

der jährlichen 
Zahlung 

(2) 

Währung, 
in der die 
Zahlung 
zu leisten ist 

(3) 

In der in 
Spalte (3) 
genannten 
Währung 
zu zahlender 
Anteil des 
in Spalte (2) 
genannten 
Jahresbetrags 

(4) 

Umwechs- 
lungskurs 
von £ Sterling 
in Zahlungs- 
währung . 

(5) 

Erforderliche jährliche Zahlung 

Betrag _ Währung 

(6) (7) 

Vereinigtes 







Königreich 

115.238 

£ Sterling 

115.238 



115.238 

£ Sterling 

Frankreich 

59.701 

£ Sterling 

41.885 

— 

41.885 

£ Sterling 



Schwed. Kr. 

2.548 

14,49 

36.921 

Schwed. Kr. 



Schweiz. Fr, 

3.293 

12,245 

40.323 

Schweiz. Fr. 



Franz. Fr. 

10.263 

980 

10.057.740 

Franz. Fr. 



Belg. Fr. 

471 

140 

65.940 

Belg. Fr. 



Holl. Fl. 

714 . 

10,64 

7.597 

Holl. Fl. 



österr. Sch. 

103 

72,8 

7.498 

Osterr. Sch. 



Tschecho- 




Tscheche- 



slow. Kr. 

424 

140 

59.360 

slow. Kr. 




59.701 




Italien 

42.218 

Ital. Lire 

42.218 

1749,8 

73.873.056 

Ital. Lire 

Belgien 

7,574 

Belg. Fr. 

7.574 

140 

1.060.360 

Belg, Fr. 

Spanien 

7.188 

Peseten 

7.188 

110,36 

793.268 

Peseten 

Schweden 

4.013 

Schwed. Kr. 

4.013 

14,49 

58.148 

Schwed. Kr. 

Dänemark 

2.072 

Dän. Kr. 

2.072 

19,34 

40.072 

Dän. Kr. 

Niederlande 

1.996 

Holl. Fl. 

1.996 

/ 10,64 

21.237 

Holl. Fl. 

insges. 

240.000 


240.000 





Anlage zu Schreiben vom 30. Dezember 1952 (Pharaphiert) ; 

H. H. E. 

P. L. B. 

A. Zecdii 
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Anlage 7 


Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 20-1812/52 


London, den 20. Oktober 1952 
29, Chesham Place, S. W. 1 


Association Nationale des Porteurs Francais 
de Valeurs Mobilieres 

22, Boulevard de Courcelles 
Paris 

Betr.: Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die österreichischen äußeren 
Anleihen. 


Die Deutsche Delegation schlägt vor, daß die Bundesrepublik Deutschland die 
ihr gemäß Schreiben des Bundeskanzlers an die Alliierte Hohe Kommission 
vom 6. März 1951 obliegende Haftung für die 5*^/0 Schuldverschreibungen der 
Republik Österreich für Staatsschuldrückstände (Fundings) in französischem Be- 
sitz, I. und III. Emission, nach folgendem Verfahren erfüllt; 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt zur Abgeltung aller Ansprüche, die ihr 
gegenüber aus irgendeinem Rechtsgrund aus den vorgenannten Schuldverschrei- 
bungen geltend gemacht werden können, einen Gesamtbetrag von 135 795 DM 
Gegenwert, zahlbar in einer Summe in französischen Franken, umgerechnet zum 
Tageskurs, am l.Juli 1953. 

Die Zahlung erfolgt für Rechnung der Gläubiger an die Banque des Pays de 
l’Europe Centrale in Paris als Zahlungsagent. Hierbei geht die Deutsche Delega- 
tion davon aus, daß die vorgenannte Bank weiterhin als Zahlungsagent fungiert. 

über den vorgenannten Betrag händigt die Bundesrepublik Deutschland an die 
vorgenannte Zahlstelle einen unverzinslichen Schuldschein aus, der nach Ein- 
lösung zurückzugeben ist. 

Die Auffassung der Deutschen Delegation über die Regelung der in öster- 
reichischem Besitz befindlichen Schuldverschreibungen der Reichsanleihe 1938 
11. Ausgabe ist in dem anliegenden Annex dargelegt. 

gez. Hermann J. Abs 


Annex 

Bei der Regelung der von der Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
Haftung für die österreichischen Ausländsanleihen ist die Deutsche Delegation 
von der Erwartung ausgegangen, daß die österreichische Bundesregierung für 
sich und für die österreichischen Staatsangeliörigen auf die Geltendmachung 
aller Ansprüche aus den von ihnen erworbenen Schuldverschreibungen der 
Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe verzichtet. Für diesen Fall ist die Bundesrepublik 
Deutschland bereit, auf die Geltendmachung von Ansprüchen aus allen vom 
Deutschen Reich im Umtauschwege erworbenen Schuldverschreibungen öster- 
reichischer Anleihen Verzicht zu leisten. 

Um den Ausschluß der in österreichischem Besitz befindlichen Schuldverschrei- 
bungen der Reichsanleihe 1938 IL Ausgabe sicherzustellen, soll in das in Vor- 
bereitung befindliche Reichsanleihe-Bereinigungsgesetz die Bestimmung aufge- 
nommen werden, daß die Bedienung von Schuldverschreibungen der vorgenann- 
ten Anleihe, die sich in der Hand von Ausländern befinden, nur gegen den 
Nachweis erfolgt, daß sich die Schuldverschreibungen am 1. Januar 1945 außer- 
halb Deutschlands und Österreichs befunden haben. 
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Anlage 8 


(Übersetzung) 


EC/M 

Association Nationale 
des Porteurs Francais 
de Valeurs Mobilieres 
22, Boulevard de Courcelles 
Paris (17) 

Paris, le 8 novembre 1952 
V.Ref. 243-18 Del 20-1812/52 

An 

die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
29, Chesham Place, 

London, S. W. 1. 

S. C. Responsabilite de la Republiquie Federale d'Alle- 
magne pour les emprunts exterieurs autrichiens 
(emprunts funding 5Vo 1923 et 5Vo 1926) 

1 note 

Messieurs, 

Nous avons l’honneur d’accuser reception de votre 
lettre du 20 octobre. 

Nous vous confirmons notre accord de principe sur 
la proposition contenue dans cette lettre pour le regie- 
ment de la responsabilite de la Republique federale 
d’Allemagne en ce qui concerne le Service des emprunts 
funding 5 Vo 1923 et 1926 de la Republique d’Autriche, 
libelles en francs francais. 

Nous vous proposons, toutefois, de preciser, comme 
suit, cette proposition. 

I. La somme de 135.795 DM. represente seulement la 
contre-valeur du montant brut des Coupons arrieres 
que nous avons determine d’un commun accord, 
soit: 11.316.270 francs francais. 

II convient donc d'ajouter ä ce montant, conforme- 
ment ä la lettre du Chancelier federal ä la Haute 
Commission alliee, en date du 6 mars 1951, le mon- 
tant des commissions de banque et des frais de 
publicite, 

Le montant global ä transferer doit, en consequence, 
etre porte ainsi que l'indique la note ci-jointe, a: 
Frs. 12.510.000. 

11. II y aura de stipuler que le paiement aura lieu pour 
le compte des creanciers, au credit de l'Association 
nationale des porteurs francais de valeurs mobilieres, 
chez la Banque des Pays de l’Europe centrale. 

Cet etablissement nous a confirme qu’il continuerait 
de remplir les fonctions d’agent payeur Principal. 

III. L’obligation Sans interet, mentionee ä Talinea 4 de 
votre lettre devra etre remise, non pas ä l’agent 
payeur, mais ä l’Association nationale qui la restitu- 
era apres reception du versement. 

Cette Obligation devra faire mention de l’engagement 
de verser, ä la date du 1er juillet 1953, le montant en 
francs francais prevu ci-dessus ä la fin du paragra- 
phe I, soit: Frs. 12.510.000. 

Nous vous prions de bien vouloir nous faire connaitre 
si, comme nous l'esperons, les precisions ci-dessus expo- 
sees recueillent votre agrement. 

Veuillez agreer, Messieurs, l’assurance de notre con- 
sideration la plus distinguee. 


EC/M 

Association Nationale 
des Porteurs Francais 
de Valeurs Mobilieres 
22, Boulevard de Courcelles 
Paris (17) 

Paris, den 8. November 1952 
Ihr Zeichen: 243-18 Del 20-1812/52 

An 

die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
29, Chesham Place 
London, S. W. 1. 

Betr.: Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die 
Österreichischen Ausländsanleihen (5 Schuld- 
verschreibungen für Staatsschuldrückstände [Fun- 
dings] von 1923 und 1926). 


Anrede 

Wir beehren uns, den Eingang Ihres Schreibens vom 
20. Oktober zu bestätigen. 

Wir bestätigen Ihnen, daß wir grundsätzlich mit dem 
in diesem Schreiben enthaltenen Vorschlag für die Rege- 
lung der Haftung der Bundesrepublik Deutschland hin- 
sichtlich der Bedienung der auf französische Franken 
lautenden 5®/o Schuldverschreibungen (Fundings) 1923 
und 1926 der Republik Österreich einverstanden sind. 

Wir schlagen Ihnen jedoch vor, diesen Vorschlag wie 
folgt zu präzisieren. 

I. Der Betrag von 135 795 DM stellt lediglich den Gegen- 
wert des Bruttobetrags der rückständigen Zins- 
scheine dar, den wir im gemeinsamen Einvernehmen 
auf 11 316 270 französische Franken festgesetzt haben. 
Gemäß dem Schreiben des Bundeskanzlers an die 
Alliierte Hohe Kommission vom 6. März 1951 kommt 
zu diesem Betrag noch der Betrag der Bankprovi- 
sionen und der Veröffentlichungskosten hinzu. 

Der zu transferierende Gesamtbetrag muß daher in 
Höhe des in der beigefügten Note genannten Betrags 
von 12 510 000 französischen Franken angesetzt wer- 
den. 

II. Es muß festgelegt werden, daß die Zahlung für 
Rechnung der Gläubiger zugunsten der Association 
nationale des porteurs francais de valeurs mobilieres 
an die Banque des Pays de l'Europe centrale zu er- 
folgen hat. 

Dieses Institut hat uns mitgeteilt, daß es weiterhin 
als Hauptzahlungsagent fungieren wird. 

in. Der in Absatz 4 Ihres Schreibens erwähnte unver- 
zinslidie Schuldschein ist nicht an die Zahlungsagen- 
ten, sondern an die Association nationale auszuhän- 
digen, die ihn nach Erhalt der Zahlung zurückgeben 
wird. 

In diesem Schuldschein muß zum Ausdruck kommen, 
daß am 1. Juli 1953 der vorstehend am Ende der 
Ziffer I genannte Betrag in französischen Franken zu 
zahlen ist, d. h. ein Betrag von 12 510 000 französi- 
schen Franken. 

Wir bitten Sie, uns wissen zu lassen, ob Sie, wie wir 
hoffen, den vorstehenden Ausführungen zustimmen. 

Schlußformel. 


Le Directeur 
(s) Leon Martin 


Der Direktor 
gez. Leon Martin 



(Übersetzung) 


Annex 


Anhang 


LB. M. 

Association Nationale 
des Porteurs Frangais 
de Valeurs Mobilieres 
Paris (17) 


LB. M. 

Association Nationale 
des Porteurs Francais 
de Valeurs Mobilieres 
Paris (17) 


Emprunts funding 5®/o 1923 et 5Vo 1926 
de la Republique d’Autriche libeiles en 
Francs Francais 

I.- Les elements suivants doivent etre pris en considera- 
tion pour l'evaluation des commissions de banque et frais 
de publicite, afferents au paiement des Coupons echus du 
1er juillet 1938 inclus au 1er janvier 1945 inclus. 

a) La Commission de paiement de la Serie compiete des 
14 Coupons semestriels echus du 1er juillet 1938 inclus au 
1er janvier 1945 inclus pourrait etre fixee ä 6 francs par 
titre, quei que soit le montant nominal (Frs 100, Frs 500, 
Frs 1000) des obligations. Cette Commission, adoptee lors 
du recent regiement des Coupons arrieres des emprunts 
serbes et yougoslaves, sera acceptee egalement, dans le 
cas present, par la Banque des Pays de l'Europe centrale 
et les autres agents payeurs. 


b) La note que le Ministere des Finances autrichien 
nous a adressee le 17 octobre 1951 et dont nous vous 
avons remis copie le 18 octobre indiquait que le nombre 
des obligations demeurees en circulation, apres l'echange 
de certains titres contre des obligations Rcichsanleihe 
4V'2®/ü 1938/n se decomposait comme suit: 

Nombre de Capital 




titres 

nominal 


Obligations de 
Frs 100 

128.798 

Frs 12.879.800 

Emprunt 5% 
1923 

Obligations de 
Frs 500 

14.488 

Frs 7.244.000 

Obligations de 
Frs 1000 

5.144 

Frs 5.144.000 


Total: 

148.430 

Frs 25.267.800 


Obligations de 
Frs 100 

42.093 

Frs 4.209.300 

Emprunt 5 7o 
1926 

Obligations de 
Frs 500 

5.776 

Frs 2.888.000 

Obligations de 
Frs 1000 

2.642 

Frs 2.642.000 


Total: 

50.511 . 

Frs 9.739.300 

Total general: 

198.941 

Frs 35.007.100 






Sur la base de 198.941 obligations en circulation, le 
paiement de la Commission de Frs 6 exigerait un decaisse- 
ment global de; Frs 1.193.646. 

Toutefois, vous nous avez indique que les montants 
suivants avaient ete egalement amortis en 1938-1939; 

Frs 1.271.900 
Frs 560.000 


Auf französische Franken lautende 5 ®/o Schuld- 
verschreibungen der Republik Österreich für Staats- 
RrhnlHriickstände (Fundings) von 1923 und 1926 

Zu L- Bei der Bemessung der Bankprovisionen und Ver- 
öffentlichungskosten im Zusammenhang mit der Einlösung 
der vom l.Juii 1938 einschl. bis 1. Januar 1945 einschl. 
fällig gewordenen Zinsscheine müssen folgende Faktoren 
berücksichtigt werden. 

a) Die Einlösungsprovision für die vollständige Serie 
der 14 Halbjahreszinsscheine, die vom 1. Juli 1938 einschl. 
bis 1. Januar 1945 einschl. fällig geworden sind, könnte, 
ohne Rücksicht auf den Nennbetrag (Frs 100, Frs 500, 
Frs 1000) der Schuldverschreibungen, auf 6 Francs je 
Stück festgesetzt werden. Diese Provision, die anläßlich 
der kürzlich erfolgten Regelung der rückständigen Zins- 
scheine der serbischen und jugoslawischen Anleihen ver- 
einbart wurde, wird auch im vorliegenden Falle von der 
„Banque des Pays de l’Europe centrale" und den anderen 
Zahlungsagenten akzeptiert werden. 

b) Aus der Note, die der österreichische Finanzminister 
unter dem 17. Oktober 1951 an uns richtete, und von der 
wir Ihnen am 18. Oktober 1951 eine Abschrift übersandten, 
ging hervor, daß sich die Anzahl der im Umlauf verblie- 
benen Schuldverschreibungen nach Umtausch gewisser 
Stücke gegen Schuldverschreibungen der 4V2*’/o Reichs- 
anleihe 1938/11 wie folgt zusammensetzt; 


Anzahl der Nominal- 
Stücke kapital 



Schuldverschrei- 
bungen zu 100 Frs 

128 798 

Frs 12 879 800 

5'Voige 
Anleihe 1923 

Schuldverschrei- 
bungen zu 500 Frs 

14 488 

Frs 

7 244 000 

Schuldverschrei- 
bungen zu 1000 Frs 

5 144 

Frs 

5 144 000 


Insgesamt: 

148 430 

Frs 25 267 800 


Schuldverschrei- 
bungen zu 100 Frs 

42 093 

Frs 

4 209 300 

57oige 
Anleihe 1926 

Schuldverschrei- 
bungen zu 500 Frs 

5 776 

Frs 

2 888 000 

Schuldverschrei- 
bungen zu 1000 Frs 

2 642 

Frs 

2 642 000 


Insgesamt: 

50 511 

Frs 

9 739 300 


Gesamtsumme: 

198 941 

Frs 35 007 100 







Wenn man zugrundelegt, daß 198 941 Schuldverschrei- 
bungen im Umlauf sind, würde die Bezahlung der Pro- 
vision zu 6 Frs eine Gesamtausgabe von 1 193 646 Frs er- 
forderlich machen. 

Sie haben uns jedoch mitgeteilt, daß folgende Beträge 
in den Jahren 1938/1939 ebenfalls amortisiert worden 
sind: 

Anleihe 1923: Frs 1 271 900 

Anleihe 1926: Frs 560 000 


Emprunt 1923; 
Emprunt 1926; 


Total: Frs 1.831.900 


Insgesamt; Frs 1 831 900 



La repartition de Ce Capital de Frs 1.831.900 entre les 
trois categories d’obligations ne nous est pas connue. 
Comme il represente environ 5 V 2 V 0 du Capital de Frs 
35.007.100 mentionne plus haut, il serait, toutefois, raison- 
nable de reduire le niontant des commissions bancaires 
de Frs 65.650. 

c) Los frais de publicite ne seront pas tres eleves. 11s 
peuvent donc etre compenses avec la reduction de Frs 
65.650 indiquee ä l’alinea precedent. 

Le total des commissions de banque et des frais de 
publicite pourrait donc etre fixe ä: 

Frs 1.193.646 

et le total de la Provision ä remettre, le 1er juillet 1953, 
ä la Banque des Pays de l'Europe centrale, ä: 

Frs 11.316.270 + 1.193.646 = Frs 12.509.916 
soit, en chiffres ronds: 

Frs 12.510.000. 


Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 20-2019/52 


Wie sich dieses Kapital von 1831 900 Frs auf die drei 
Arten von Schuldverschreibungen verteilt, ist uns nicht 
bekannt. Da es etwa 5 V 2 ®/o des weiter oben erwähnten 
Kapitals von 35 007 100 Frs darstellt, wäre eine Vermin- 
derung des Betrags der Bankprovisionen um 65 650 Frs 
jedoch angemessen. 

c) Die Veröffentlidiungskosten werden nicht sehr hoch 
sein. Sie können daher durch die im vorstehenden Absatz 
erwähnte Verminderung um 65 650 Frs glattgestellt werden. 

Der Gesamtbetrag der Bankprovisionen und der Ver- 
öffentlichimgskosten könnte somit auf 

Frs 1 193 646 

und der Gesamtbetrag der am 1. Juli 1953 an die „Banque 
des Pays de l'Europe centrale" zu überweisenden Deckung 
auf 

Frs 11 316270 + 1 193646 == Frs 12509916, 
d. h. aufgerundet 

Frs 12510000 


festgesetzt werden. 


Anlage 9 


London, den 13. November 1952 
29, Chesham Place, S. W. 1 


Association Nationale des Porteurs Francais 
de Valeurs Mobilieres 

22, Boulevard de Courcelles 
Paris (17) 

Betr.: Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die österreichischen äußeren 
Anleihen (5 ®/o Schuldverschreibungen der Republik Österreich für Staats- 
schuldrückstände [Fundings] in französischem Besitz). 


Sehr geehrte Herren! 

Die Deutsche Delegation bestätigt den Eingang Ihres Schreibens vom 8. No- 
vember 1952. Sie ist mit der darin vorgesehenen Regelung einverstanden. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Hermann J. Abs 
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Anlage 10 


Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 20-1812/52 


London, den 20. Oktober 1952 
29, ChGsham Place. S. W. 1 


Caisse Commune des Porteurs des Dettes 
publiques autrichienne et hongroise 

22, Boulevard de Courcelles 
Paris 

Bctr.; Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die österreichischen äußeren 
Anleihen. 


Die Deutsche Delegation schlägt vor, daß die Bundesrepublik Deutschland die 
ihr gemäß Schreiben des Bundeskanzlers an die Alliierte Hohe Kommission vom 
6. März; 1951 obliegende Haftung für die von der Caisse Commune verwalteten 
Vorkriegsanleihen der Österreichisch-Ungarischen Monarchie, und zwar die 4 ®/o 
österreichische Goldrente, die 4V’®/o österreichischen Staatsschatzanweisungen 
von 1914, die Österreichisch-Ungarischen Staatseisenbahn-Gesellschaft (Steg)- 
Prioritäten nach folgendem Verfahren erfüllt: 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt zur Abgeltung aller Ansprüche, die ihr 
gegenüber aus irgendeinem Rechtsgriind aus den vorgenannten Anleihen gel- 
tend gemacht werden können, einen Gesamtbetrag von 

4 154 213 DM Gegenwert, 

zahlbar in folgenden Jahresraten und zu folgenden Fälligkeitstagen; 

689 895 DM Gegenwert am l.Juli 1953 
749 120 DM Gegenwert am l.Juli 1954 
818 663 DM Gegenwert am l.Juli 1955 
900 323 DM Gegenwert am l.Juli 1956 
996 212 DM Gegenwert am l.Juli 1957. 

Die Zahlung erfolgt für Rechnung der Gläubiger an die Caisse Commune in 
Paris. 

Die Aufteilung der vorgenannten Jahresraten in die Währungen, die für die 
verschiedenen Anleihen in Frage kommen und in denen die Zahlung zum je- 
weiligen Tageskurs zu erfolgen hat, wird der Deutschen Delegation in Prozent- 
sätzen umgehend mitgeteilt. 

Über die einzelnen Jahresraten händigt die Bundesrepublik Deutschland an 
die bezeichnete Zahlstelle unverzinsliche Schuldscheine aus, in denen der DM- 
Gegenwert und die Prozentsätze der Währungen, in denen die Zahlung zu er- 
folgen hat, sowie der jeweilige Fälligkeitstag angegeben werden. Die Schuld- 
scheine sind der Bundesrepublik Deutschland nach Einlösung zurückzugeben. 

Die Auffassung der Deutschen Delegation über die Regelung der in öster- 
reichischem Besitz befindlichen Schuldverschreibungen der Reichsanleihe 1938 
II. Ausgabe ist in dem anliegenden Annex dargelegt. 

gez. Hermann J. Abs 


Annex 

Bei der Regelung der von der Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
Haftung für die österreichischen Ausländsanleihen ist die Deutsche Delegation 
von der Erwartung ausgegangen, daß die österreichische Bundesregierung für 
sich und für die österreichischen Staatsangehörigen auf die Geltendmachung 
aller Ansprüche aus den von ihnen erworbenen Schuldverschreibungen der 
Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe verzichtet. Für diesen Fall ist die Bundesrepublik 
Deutschland bereit, auf die Geltendmachung von Ansprüchen aus allen vom 
Deutschen Reich im Umtauschwege erworbenen Schuldverschreibungen öster- 
reichischer Anleihen Verzicht zu leisten. 

Um den Ausschluß der in österreichischem Besitz befindlichen Schuldverschrei- 
bungen der Reichsanleihe 1938 II. Ausgabe sfcherzustellen, soll in das in Vor- 
bereitung befindliche Reichsanleihe-Bereinigungsgesetz die Bestimmung auf- 
genommen werden, daß die Bedienung von Schuldverschreibungen der vorge- 
nannten Anleihe, die sich in der Hand von Ausländern befinden, nur gegen den 
Nachweis erfolgt, daß sich die Schuldverschreibungen am 1. Januar 1945 außer- 
halb Deutschlands und Österreichs befunden haben. 
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Anlage 11 


(Übersetzung) 


LB. M. 

Caisse Commune des 
Porteurs des Dettes publiques 
autridiienne & hongroise 
emises avant la guerre 
22, Boulevard de Courcelles, 

Paris (i7e) 

Paris, le 10 novembre 1952 

An die 

Deutsche Delegation für Auslandsschulden 
29, Chesham Place, 

London, S. W. 1. 

^ c 

C.C. 2523 

Responsabilite de la Republique Federale d'Allemagne 
pour les Emprunts Exterieurs Autrichiens (Emprunts 
dont le Service est centralise par la Caisse Commune) 
V/Ref. 243-18 Del 20-1812/52 

Messieurs, 

Nous avons l'honneur d'accuser reception de votre 
lettre du 20 octobre. 

Nous vous confirmons notre accord de principe sur la 
proposition contenue dans cette lettre pour le regiement 
de la responsabilite de la Republique federale d'Alle- 
magne en ce qui concerne le Service des emprunts sui- 
vants, qui est centralise par notre institution; 

Rente autrichienne 4®/oor; 

Mandats du Tresor autrichien 4V2°/o 1914; 

Obligations 4®/o 1900 de la Societe autrichienne-hong- 
roise des Chemins de fer de l'Etat (Steg). 

Nous vous proposons, toutefois, de preciser comme 
suit cette proposition: 

I. — La somme de 4.154.213 deutschmarks represente, d' 

apres les indications verbales que vous avez bien voulu 
nous donner, la «valeur actuelle», payable en 5 an- 
nuites, de 15 annuites egales de 350.000 deutschmarks. 

Nous souhaiterions que ces 5 annuites soient, ä la 
suite d’un calcul complementaire de «valeurs actuelle», 
d'un montant egal et non pas d'un montant progressif 
comme le prevoit votre lettre precitee. 

D'apres nos calcul, le montant de chacune de ces 5 
annuites egales serait de: 

803.391 deutschmarks 

II. — Ledit montant de 803.391 deutschmarks represente 
lui-meme la contre-valeur, au cours officiel du change, 
des montants suivants; 

Rente 4^'oor $ 163.442 

Mandats du Tresor 4 V 2 ^'o 1914 Frs S. 119.198 

Obligations Steg 4 Frs fr. 206.350. 

III. — II convient d'ajouter au montant de chaque annuite 
le montant des commissions de banque et des frais de 
publicite. 

Lors de la derniere mise en paiement des Coupons des 
emprunts autrichiens effectuee en 1951, la comniission 
de banque a ete fixee a Vs^/o du montant du paiement 
et les frais de publicite se sont eleves ä: 

27.000 francs beiges 

200 florins des Pays-Bas 

1.250 francs suisses 
220 livres sterling 
105.000 francs frangais 
soit, ä $ 1.805 = 7.580 deutschmarks. 


LB. M. 

Caisse Commune des 
Porteurs des Dettes publiques 
autrichienne & hongroise 
emises avant la guerre 
22, Boulevard de Courcelles, 

Paris (17e) 

Paris, den 10. November 1952 

An die 

Deutsche Delegation für Auslandsschulden 
29, Chesham Place, 

London, S. W. 1. 

C. C. 2523 

Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die Öster- 
reichischen Ausländsanleihen (von der Caisse Commune 
verwaltete Anleihen) 

Ihr Zeichen: 243-18 Del 20-1812/52 

Anrede 

Wir beehren uns den Empfang Ihres Schreibens vom 
20. Oktober zu bestätigen. 

Wir bestätigen Ihnen, daß wir grundsätzlich mit dem 
in diesem Schreiben enthaltenen Vorschlag für die Rege- 
lung der Haftung der Bundesrepublik Deutschland hin- 
sichtlich der Bedienung folgender Anleihen, die von 
unserem Institut zentral wahrgenommen wird, einver- 
standen sind: 

4Vo österreichische Goldrente; 

4V2®/o Österreichische Staatsschatzanweisungen von 1914; 
4Vo Schuldverschreibungen der Österreichisch-Ungari- 
schen Staatseisenbahn-Gesellschaft (Steg) 1900. 

Wir schlagen Ihnen jedoch vor, diesen Vorschlag wie 
folgt zu präzisieren: 

I. — Der Betrag von 4 154 213 DM stellt nach den münd- 

lichen Angaben, die Sie uns freundlicherweise gegeben 
haben, den in fünf Jahresraten zahlbaren „derzeitigen 
Wert" der 15 gleichen Jahresraten von 350000 DM dar. 

Wir hätten den Wunsch, daß diese fünf Jahresraten 
auf Grund einer ergänzenden Berechnung des „der- 
zeitigen Werts" in gleicher Höhe und nicht progressiv 
ansteigend festgesetzt werden, wie es Ihr vorerwähntes 
Schreiben vorsieht. 

Nach unserer Berechnung würde der Betrag einer 
jeden dieser fünf gleichen Jahresraten 

803 391 DM 

betragen. 

II. — Der genannte Betrag von 803391 DM stellt den zum 
amtlichen Umrechnungskurs berechneten Gegenwert fol- 
gender Beträge dar: 

4^'ü Goldrente $ 163 442 

4 V 2 Vo Schatzanweisungen 1914 SFr 119 198 

4 ®/o Steg-Schuldverschreibungen FFr 206 350. 

III. — Zum Betrag jeder Jahresrate kommt noch der Betrag 
der Bankprovisionen und der Veröffentlichungskosten 
hinzu. 

Bei der im Jahr 1951 erfolgten letzten Einlösung der 
Zinsscheine der österreichischen Anleihen war die Bank- 
provision auf Vs Vo des Zahlungsbetrags festgesetzt 
worden, und die Veröffentlichungskosten beliefen sich 
auf 

27 000 belgische Franken 
200 holländische Gulden 
1 250 Schweizer Franken 
220 Pfund Sterling 
105 000 französische Franken 
d. h. auf $ 1805 = DM 7 580. 


16 



La Commission de banque ressortirait, elle-meme, 
pour diaque annee, ä: 

$ 1.236 = 5.193 deutsdimarks. 

L'annuite devrait donc etre augmentee de: 

1.805 + 1.236 = $ 3.041 
ou; 

7.580 + 5.193 = 12.773 deutschmarks. 


La fraction de l'annuite decomptee en dollars serait 
donc portee ä: 

$ 166.483 

et le montant global de l'annuite serait lui-mtoe 
porte ä: 

816.164 deutsdimarks. 


IV. — Les paiements seraient effectues, au credit de la 
Caisse commune, aupres des banques que nous vous 
designerions, dans la monnaie nationale de chacun des 
pays Interesses, sur la base de la repartition suivante: 


Angleterre 10 ®/o 

Belgique 10 ®/o 

France 50 ®/o 

Hollande 4 Vo 

Suisse 26 ®/o 


V. — Les obligations sans interets, mentionnees ä l'alinea 
IV de votre lettre, devraient etre remises ä la Caisse 
commune qui les restituerait apres reception du verse- 
ment. 

Les obligations devraient faire mention de l'engage- 
ment de verser, le l^r juillet de diaque annee, ä partir 
du ler juillet 1953 inclus et jusqu'au l^r juillet 1957 
inclus, la contre-valeur des montants respectifs indi- 
ques ci-dessous; 

166.483 dollars des Etats-Unis 
119.198 francs suisses 
206.350 francs francais. 

Nous vous prions de bien vouloir nous faire con- 
naitre si, comme nous l'esperons, les precisions ci- 
dessus exposees recueillent votre agrement. 

Veuillez agreer, Messieurs, l'assurance de notre con- 
sideration la plus distinguee. 

Le Secretaire general Le President 

(s)L. Martin (s) Paul G a u t hi e r 


Die Bankprovision selbst würde sich für jedes Jahr 
auf 

$ 1236 = DM 5193 

belaufen. 

Die Annuität müßte somit um 

1805 + 1236 = $ 3041 

oder 

7580 + 5193 = DM 12773 
erhöht werden. 

Der in Dollar berechnete Teilbetrag der Annuität 
müßte daher mit 

$ 166 483 

und der Gesamtbetrag der Annuität selbst mit 
817164 DM 

angesetzt werden. 

IV. — Die Zahlungen würden zugunsten der Caisse Com- 
mune an die Banken, die wir Ihnen angeben würden, 
in der Währung eines jeden der beteiligten Länder auf 
Grund folgenden Aufteilungsschlüssels geleistet werden: 


England 

10 »/o 

Belgien 

IO»/. 

Frankreich 

50 »/o 

Holland 

4»/o 

Schweiz 

26 Vo 


V. — Die in Absatz 4 Ihres Schreibens genannten unver- 
zinslichen Schuldscheine müßten an die Caisse Commune 
ausgehändigt werden, die sie nach Erhalt der Zahlung 
zurückgeben würde. 

In den Schuldscheinen müßte zum Ausdruck kommen, 
daß am 1. Juli jedes Jahres, und zwar vom 1. Juli 1953 
einschließlich bis 1. Juli 1957 einschließlich, der Gegen- 
wert der nachstehend genannten Beträge zu zahlen ist: 

166 483 US-Dollar 

119198 Schweizer Franken 

206 350 französische Franken. 

Wir bitten Sie, uns wissen zu lassen, ob Sie, wie wir 
hoffen, den vorstehenden Ausführungen zustimmen. 

Sdhlußformel. 


Der Generalsekretär Der Präsident 

gez.L. Martin gez. Paul G a ut h i e r 
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Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 20-2032/52 


London, den 13. November 1952 
29, Chesham Place, S. W. 1 


Caisse Commune des Porteurs des Dettes publiques 
autrichienne et hongroise emises avant la guerre 
22, Boulevard de Courcelles 
Paris (17e) 


Betr.: Haftung der Bundesrepublik Deutschland für die österreichischen äußeren 
Anleihen (Caisse Commune-Anleihen). 


Sehr geehrte Herren! 

Die Deutsche Delegation bestätigt den Eingang Ihres Schreibens vom 10, No- 
vember 1952, Sie ist mit der darin vorgesehenen Regelung einverstanden. Nach 
Inkrafttreten des Londoner Regierungsabkommens wird die Bundesrepublik 
Deutschland an die Caisse Commune einen Schuldschein aushändigen, in dem 
sie sich verpflichtet, fünf gleiche Jahresraten am 1. Juli jedes Jahres, beginnend 
am 1. Juli 1953, in Höhe von 816 164, — DM Gegenwert in fremder Währung in 
folgender Aufteilung zu zahlen: 

81 616,40 DM in Pfund Sterling, 

81 616,40 DM in belgischen Franken, 

408 082, — DM in französischen Franken, 

32 646,56 DM in Holländischen Gulden und 
212 202,64 DM in Schweizer Franken 


816 164,— DM 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Hermann J, Abs 



Begründung zum Zustimmungsgesetz 

betreffend die Vereinbarungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vertretern der 
Gläubiger und Garantiemädite über die Haftung der Bundesrepublik Deutschland für gewisse 

österreichische Ausländsanleihen. 

Artikel I bringt zum Ausdruck, daß der Bundestag den 
Vereinbarungen zustimmt. Die Zustimmung ist gemäß 
Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlich. 

Artikel II bestimmt, daß die Vereinbarungen in inner- 
staatliches Recht umgewandelt werden. 

Der Zeitpunkt der völkerrechtlichen Wirksamkeit, der 
im Bundesgesetzblatt bekanntzggeben ist, ergibt sich aus 
den Artikeln 19 und 35 des Abkommens über deutsche 
Auslandsschulden vom 27. Februar 1953. Die nach Ar- 
tikel 19 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 des Abkom- 
mens zum Inkrafttreten der Vereinbarungen erforder- 
liche Zustimmung der Regierungen der Französischen 
Republik, des Vereinigten Königsreichs von Großbritan- 
nien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von 
Amerika ist erteilt worden. 

Da die Vereinbarungen einen Teil des Abkommens 
über deutsche Auslandsschulden bilden werden, ist zu 
ihrem Inkrafttreten außer der vorgenannten Zustimmung 
noch die Zustimmung des Deutschen Bundestages erfor- 
derlich. 

Artikel III enthält die übliche Bestimmung über das 
Inkrafttreten des Zustimmimgsgesetzes selbst. 


Begründung zu den Vereinbarungen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vertretern der Gläubiger und Garantiemächte 
über die Haftung der Bundesrepublik Deutschland für gewisse österreichische Anleiheschulden. 


In der Schuldenerklärung vom 6. März 1951 hat die 
Bundesregierung die Haftung „für die Zinsen und anderen 
Kosten für Obligatioiien der Österreichischen Regierung, 
soweit derartige Zinsen und Kosten nach dem 12. März 
1938 und vor dem 8. Mai 1945 fällig geworden sind/' 
übernommen. Die auf der Londoner Konferenz über deut- 
sche Auslandsschulden zwischen den Vertretern der 
Gläubiger und der Garantiemächte gewisser österreichi- 
sdier Ausländsanleihen einerseits und der Deutschen 
Delegation andererseits geführten Verhandlungen über 
die Regelung der vorgenannten Haftung, die unter zeit- 
\vei!iger Zuziehung einer österreichischen Regierungs- 
delegation stattfanden, haben zu einer Regelung geführt, 
die für die einzelnen Anleihen in verschiedenen Brief- 
wechseln niedergelegt ist. Hierbei sind folgende Gesichts- 
punkte berücksichtigt worden: 

1. Die Haftung der Bundesrepublik Deutschland erstreckt 
sich nicht auf innerösterreichische Anleiheschulden, 
sondern nur auf folgende österreichische Ausländs- 
anleihen: 

a) 5Vo Schuldverschreibungen der Bundesrepublik 
Österreich für Staatsschuldrückstände (Fundings) 
von 1923 und 1926, 

b) 7Vo Internationale Anleihe der Bundesrepublik 
Österreich von 1930, 

c) Internationale Garantierte Bundesanleihe von 
1933 und Garantierte österreichische Konversions- 
anleihe von 1934, 

d) österreichische Kreditanstalt-Regierungsschuldver- 
schreibungen von 1936, 

e) Durch die Caisse Commune bediente österreichische 
Anleihen. 

2. Die Haftung der Bundesrepublik Deutschland umfaßt 
nicht Tilgungsleistungen, sondern nur „Zinsen und 
andere Kosten", die während der sogenannten An- 
schlußzeit fällig geworden sind. Dem von der Gegen- 
seite vertretenen Standpunkt, daß die Bundesrepublik 


Deutschland auch für die wahrend des gleichen Zeit- 
raums fällig gewordenen Tilgungsraten hafte, konnte 
die Deutsche Delegation die Tatsache entgegensetzen, 
daß die Bundesrepublik Österreich durch den Umtausch 
österreichischer Staatsschuldtitel in Schuldverschrei- 
bungen der 4 V 2 V 0 Reichsanleihe von 1938 11. Ausgabe, 
der auf Grund des Entschädigungsangebotes der Deut- 
schen Reichsregierung vom 25. öktober 1938 (Deut- 
scher Reichsanzeiger Nr. 249) vorgenommen worden 
ist, von ihrer gesamten inneren Staatsschuld und von 
über 50®/o ihrer äußeren Staatsschuld (für alle äußeren 
Anleihen zusammengerechnet) befreit worden ist. 

3. Bei der Haftung für die „Zinsen und anderen Kosten" 
ist in der Regel der Teilung Deutschlands Rechnung 
getragen worden. 

4. Von der Haftung sind ausgenommen solche Schuld- 
verschreibungen, die aus deutschem Besitz in der Zeit 
seit der Besetzung Deutschlands abhanden gekommen 
sind, soweit sie nicht bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Bereinigungsgesetzes für deutsche Auslands- 
bonds vom 25. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 553) 
und seiner Durchführungsverordnungen anerkannt 
werden müßten. 

Die aus dem Schriftwechsel ersichtliche Regelung umfaßt 
nicht die künftige Behandlung der 4 V 2 ®/o Reichsanleihe 
von 1938 IL Ausgabe, für welche die Delegation für deut- 
sche Auslandsschulden einen Verzicht der österreichischen 
Bundesregierung für sich und ihre Staatsangehörigen an- 
gestrebt hat. Die Vertreter der Gläubiger und Garantie- 
mächte waren der Ansicht, daß ein solcher Verzicht zum 
Gegenstand von Verhandlungen zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der österreichischen 
Bundesregierung gemacht werden müsse; sie erklärten 
sich jedoch damit einverstanden, daß die Deutsche Dele- 
gation ihren diesbezüglichen Standpunkt in einem Annex 
zu ihren das deutsche Regelungsangebot enthaltenden 
Schreiben zum Ausdruck bringen könne. Dies ist 
geschehen. 
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Die erforderlidie Zustimmung des Dreimächteaus- 
sdiusses für deutsche Sdiulden zu der in dem Schrift- 
wechsel vorgesehenen Regelung konnte während der 
Londoner Konferenz nicht erzielt werden. Der Aussdiuß 
hat dem Leiter der Deutschen Delegation mit Schreiben 
vom 26. Februar 1953 mitgeteilt, daß die Drei Regierun- 
gen die in dem Schriftwechsel niedergelegten Regelungs- 
bedingungen zwar grundsätzlich guthießen, daß sie ihre 
endgültige Zustimmung jedoch erst dann geben könnten, 
wenn das entsprechende Bereinigungsverfahren für die 
betreffenden Schuldverschreibungen ausgearbeitet wor- 
den sei. 

Diesem Vorbehalt lag die Auffassung der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika zugrunde, wonach 
für die Inhaber von Schuldverschreibungen der amerkahi- 
schen Ausgabe der 7 ®/o Internationalen Anleihe der Bun- 
desrepublik Österreich von 1930 die Möglichkeit geschaf- 
fen werden müsse, die Anerkennung ihrer Rechte in einem 
richterlichen Verfahren zu betreiben, wenn die Bundes- 
republik Deutschland die betreffenden Schuldverschrei- 
bungen als aus deutschem Besitz abhanden gekommen 
bezeichne und der Zahlungsagent deshalb die Einlösung 
der Zinsscheine ablehne. 

Mit Schreiben vom 10. Juni 1953 hat die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika der Bundesregierung 
den Vorschlag gemacht, in die Ziffer 3 des Schreibens der 
Deutschen Delegation vom 14. November 1952 betreffend 
die 7 Vo Internationale Anleihe der Bundesrepublik Öster- 
reich von 1930 einen zweiten Absatz aufzunehmen, wo- 
nach für die amerikanische Ausgabe der genannten An- 
leihe das bei der Einlösung von Zinsscheinen mit Fällig- 
keitsdatum aus der sogenannten Anschlußzeit zu befol- 
gende Verfahren von den Regierungen Österreichs, der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika vereinbart wird. Die Bundesrepublik 


erklärte sich mit dem Vorschlag der Amerikanischen Re- 
gierung einverstanden und hat ihn in das Schreiben der 
Deutschen Delegation vom 14. November 1952 eingefügt. 
Gemäß Artikel 19 des Abkommens über deutsche Aus- 
landsschulden werden die in dem Schriftwechsel enthal- 
tenen Vereinbarungen nach Zustimmungen durch den 
Deutsdien Bundestag in jeder Hinsicht Anlagen dieses 
Abkommens. 

Die sich aus der Regelung für die Bundesrepublik 
Deutschland ergebende finanzielle Belastung, ausgedrückt 
im DM-Gegenwert ist folgende: 

5% Schuldenverschreibungen der Bun- 
desrepublik Österreich für Staats- 
schuldrückstände (Fundings) von 1923 
und 1926 rd. 150 000 DM 

7Vo Internationale Anleihe der Bun- 
desrepublik Österreich von 1930 rd. 7100 000 „ 

Internationale Garantierte Bundes- 
anleihe von 1933 und Garantierte 
österreichische Konversionsanleihe 
von 1934 rd. 42 300 000 „ 

Österreichische Kreditanstalt - Regie- 
rungsschuldverschreibungen von 1936 rd. 900 000 „ 

Durch die Caisse Commune bediente 
österreichische Anleihen rd. 4 000000 „ 

zusammen: rd. 54450 000 DM 


Die ursprünglich von den Vertretern der Gläubiger und 
Garantiemächte gestellten Ansprüche beliefen sich auf 
rund 113 750000 DM. 
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Anlage II 

mit Unteranlagen 


Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutsdiland und der Französischen Republik 
über die Regelung der Forderungen der Französischen Republik 
an die Bundesrepublik Deutschland. 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Den durch Briefwechsel vom 10. Dezember 1952 
und vom 24. Dezember 1952 zwischen der Deutschen 
Delegation für Auslandsschulden und der Französi- 
schen Delegation im Dreimächteausschuß für deut- 
sche Schulden enthaltenen Vereinbarungen wird zu- 
gestimmt. 

Artikel II 

(1) Die Vereinbarungen werden nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem sie in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(3) Die Vereinbarungen gelten mit ihrem Inkraft- 
treten in jeder Hinsicht als Anlage zum Abkommen 
über deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 
1953 (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 331). 

Artikel III 

Das Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung 
in Kraft. ^ 
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Bonn, den 10. Dezember 1952 


Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
Der Delegationsleiter 
243 - 18 Del - 20 - 2341 '52 

M. Francois-Didier Gregh 

Leiter der Französischen Delegation im 

Dreimächteausschuß für deutsche Schulden 

29, Chesham Place 

London S. W. 1. 


Sehr geehrter M. Gregh! 

Ich beehre mich, das Ergebnis unserer Besprechungen, die in Ausführung der 
Bestimmungen des Artikels 10 von Anhang 6 des Konferenzschlußberichts zum 
Zwecke der Regelung deutscher Restverbindlichkeiten aus dem deutsch-französi- 
schen Verrechnungsverkehr während des zweiten Weltkrieges stattgefunden 
haben, wie folgt zusammenzufassen: 

Im Zeitpunkt der Einstellung des deutsch-französischen Verrechnungsverkehrs 
im August 4944 sind bei der Deutschen Verrechnungskasse in Berlin eine Reihe 
von Zahlungen steckengcblieben, auf welche nunmehr von französischer Seite 
Anspruch erhoben wird. 

über Ursprung und Umfang dieser Zahlungen bestehen weder auf deutscher 
noch auf französischer Seite ausreichende Unterlagen. Von deutscher Seite sind 
rechtliche Bedenken gegen die französischen Forderungen geltend gemacht 
worden, und zwar einmal mit Rücksicht auf die schuldbcfreiende Wirkung von 
Einzahlungen bei der Deutschen Verrechnungskasse, zum anderen mit Rücksicht 
auf Absatz (2) von Artikel 5 des zukünftigen Abkommens über die deutschen 
Auslandsschulden. Von französischer Seite wurde die Auffassung vertreten, daß 
die deutschen Schuldner nicht bereits durch die Einzahlung der von ihnen ge- 
schuldeten Beträge in die Deutsche Verrechnungskasse, sondern erst mit dem 
Eintreffen der entsprechenden Gutschriftsanzeigen der Deutschen Verrechnungs- 
kasse bei dem „Office des Changes" in Paris von ihrer Schuld befreit worden 
seien, und daß die Forderungen der Zahlungsempfänger gegenüber der Deut- 
schen Verrechnungskasse, welche die Einzahlungen von den Schuldnern der 
Zahlungsempfänger entgegengenommen habe, nicht als aus dem Kriege her- 
rührend angesehen werden könnten. 

Um zu einer praktischen Lösung zu gelangen, haben sich die Deutsche Delega- 
tion und die Französische Delegation unter Aufrechterhaltung ihrer beiderseiti- 
gen Rechtsstandpunkte auf folgende Bestimmungen geeinigt; 

1. Zur abschließenden Regelung der Ansprüche der Französischen Republik und 
ihrer Staatsangehörigen aus dem in Absatz (4) dieses Schreibens bezeichneten 
Zahlungsverkehr leistet die Regierung der Bundesrepublik Deutschland an 
die Regierung der Französischen Republik eine einmalige Abfindung in Höhe 
von 700 000 DM. 

2. Diese Abfindungssumme ist am 1. Oktober 1953 fällig. Eine Verzinsung bis zu 
diesem Zeitpunkt findet nicht statt. 

3. Die Abfindungssumme wird in Deutscher Mark auf ein zugunsten der Regie- 
rung der Französischen Republik zu eröffnendes Sperrkonto bei der Bank 
deutscher Länder gezahlt, das den geltenden deutschen Devisenbestimmun- 
gen unterliegt. 

4. Mit der Zahlung dieses Betrages sollen alle Ansprüche der Französischen 
Republik und ihrer Staatsangehörigen gegen die Bundesrepublik Deutsch- 
land sowie gegen die im August 1944 im deutschen Währungsgebiet wohnhaft 
gewesenen deutschen Staatsangehörigen aus Zahlungen abgegolten sein, die 
im Rahmen des deutsch-französischen Verrechnungsverkehrs an die Deutsche 
Verrechnungskasse in dem im August 1944 bestehenden deutschen Wäh- 
rungsgebiet geleistet worden sind und nicht zu Zahlungen an französische 
Staatsangehörige geführt haben. 

5. Unter diese Vereinbarung fallen nicht die Ansprüche der Französischen Repu- 
blik und ihrer Staatsangehörigen aus Zahlungen, die im Rahmen des deutsch- 
schweizerischen Verrechnungsverkehrs zwischen den Departements Bas-Rhin, 
Haut-Rhin und Moselle einerseits und der Schweiz andererseits geleistet 
worden sind und nicht zu Zahlungen an die Empfangsberechtigten geführt 
haben. Hierzu gehören sowohl Zahlungen, die in den drei genannten Departe- 
ments an die Deutsche Verrechnungskasse geleistet worden sind, als auch 
Überweisungen des Office Suisse de Compensations an die Deutsche Ver- 
rechnungskasse für Empfänger, die in den drei genannten Departements 
wohnhaft waren. Solche Zahlungen werden Gegenstand einer zusätzlichen 
Vereinbarung sein, sobald die Frage geklärt ist, ob die betreffenden Beträge 
als in Deutschland oder in der Schweiz befindlich zu betrachten sind. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie den Inhalt dieses Schreibens bestätigen wollten. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichsten Hochachtung bin ich 

Ihr sehr ergebener 
gez. Hermann J. Abs 
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(Übersetzung) 


Commission Tripartite 
des Dettes Allemandes 

Delegation Fran<;aise 

Paris, le 24 decembre 1952 

Monsieur Hermann J. Abs 

Chef de la Delegation allemande 
pour les Dettes Exterieures 


Dreimäditeausschuß 
für deutsche Schulden 

Französische Delegation 

Paris, den 24. Dezember 1952 

Herrn Hermann J. Abs 

Leiter der Deutschen 
Delegation für Auslandsschulden 


Monsieur le President, 

Je me refere ä votre lettre du 10 decembre 1952 relative 
aux conversations que nous avons eues en execution de 
i'article 10 de l’annexe 6 du rapport de la Conference. 
J'ai l’honneur de vous confirmer que reservant chacune 
sa Position juridique, les Deiegations franqaise et alle- 
mande sont tombees d'accord au nom de leurs Gouverne- 
ments sur les dispositions suivantes: 

1. — En reglemcnt definitif des droits de la Republique 

Fran<;aise et de ses ressortissants au titre des opera- 
tions visees au paragraphe 4 ci-apres, le Gouverne- 
ment de la Republique Föderale allemande fera au 
Gouvernement de^- la Republique Fran(;aise un 
versement unique d'un montant de 700.000 DM. 

2. — Cette somme sera due le 1er octobre 1953. Elle ne 

portera pas interets d'ici cette date. 

3. — Cette somme sera payee en Deutsche Mark ä un 

compte bloque, ouvert ä la Bank deutscher Länder 
au nom du Gouvernement de la Republique Fran- 
Caise, qui sera soumis ä la reglementation de con- 
tröle des changes allemande en vigueur. 

4. — ■ Le paiement de cette somme mettra fin ä tous les 

droits de la Republique Fran<;aise et de ses ressortis- 
sants resultant de versements faits au titre du 
Clearing franco-allemand ä la Deutsche Verrech- 
nungskasse dans la zone monetaire allemande teile 
qu’elle existait cn aoüt 1944 et qui n'ont pas ete 
suivis d’un paiement ä des ressortissants frangais, 
contre la Republique Föderale et contre des 
ressortissants allemands qui residaient en aoüt 1944 
dans cette zone monetaire. 

5. — Le prösent accord nc couvre pas les droits de la 

Republique Frangaise et de ses ressortissants rösul- 
tant de versements faits a la Deutsche Verrechnungs- 
kasse au titre du Clearing germano-suisse entre les 
departements du Bas-Rhin, du Haut-Rhin et de la 
Moselle d'une part, et la Suisse d'autre part, et qui 
n’ont pas etö suivis d'un paiement au destinataire, 
ces versements s'entendant aussi bien des verse- 
ments faits ä la Deutsche Verrechnungskasse dans 
les trois departements ci-dessus que des virements 
faits par l'Office suisse de Coinpensation a la Deut- 
sche Verrechnungskasse ä destination de bönö- 
ficiaires qui rösidaient dans ces trois departements. 
Ces versements donneront lieu ä un accord complö- 
mentaire des qu’il aura ötö döterminö si les sommes 
en cause doivent etre considöröes comme se trou- 
vant en Allemagne ou en Suisse. 


Veuillez agreer, Monsieur le President, l'expression de 
mes Sentiments tres distingues. 

sign. Frangois-Didier G r e g h 


Sehl geehrter tierr Absi 

Ich beziehe mich auf Ihr Schreiben vom 10. Dezember 
1952 über unsere Besprechungen, die in Ausführung von 
Artikel 10 des Anhangs 6 zum Konferenzbericht statt- 
gefunden haben. Ich beehre mich, Ihnen zu bestätigen, 
daß sich im Namen ihrer Regierungen die Französische 
Delegation und die Deutsche Delegation unter Aufrecht- 
erhaltung ihrer beiderseitigen Rechtsstandpunkte auf 
folgende Bestimmungen geeinigt haben: 

1. Zur abschließenden Regelung der Ansprüche der 
Französischen Republik und ihrer Staatsangehörigen 
aus dem in Absatz 4 dieses Schreibens bezeichneten 
Zahlungsverkehr leistet die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland an die Regierung der Französi- 
schen Republik eine einmalige Abfindung in Höhe von 
700 000 DM. 

2. Diese Abfindungssumme ist am 1. Oktober 1953 fällig. 
Eine Verzinsung bis zu diesem Zeitpunkt findet nicht 
statt. 

3. Die Abfindungssumme wird in Deutscher Mark auf ein 
zu Gunsten der Regierung der Französischen Republik 
zu eröffnendes Sperrkonto bei der Bank deutscher 
Länder gezahlt, das den geltenden deutsdien Devisen- 
bestimmungen unterliegt. 

4. Mit der Zahlung dieses Betrages sollen alle Ansprü- 
che der Französischen Republik und ihrer Staats- 
angehörigen gegen die Bundesrepublik Deutschland 
sowie gegen die im August 1944 im deutschen Wäh- 
rungsgebiet wohnhaft gewesenen deutschen Staats- 
angehörigen aus Zahlungen abgegolten sein, die im 
Rahmen des deutsch-französischen Verrechnungsver- 
kehrs an die Deutsche Verrechnungskasse in dem im 
August 1944 bestehenden deutschen Währungsgebiet 
geleistet worden sind und nicht zu Zahlungen an fran- 
zösische Staatsangehörige geführt haben. 

5. Unter diese Vereinbarung fallen nicht die Ansprüche 
der Französischen Republik und ihrer Staatsangehöri- 
gen aus Zahlungen, die im Rahmen des deutsch-schwei- 
zerischen Verrechnungsverkehrs zwischen den Depar- 
tements Bas-Rhin, Haut-Rhin und Moselle einerseits 
und der Schweiz andererseits an die Deutsche Ver- 
redinungskasse geleistet worden sind und nicht zu 
Zahlungen an die Empfangsberechtigten geführt haben. 
Hierzu gehören sowohl Zahlungen, die in den drei ge- 
nannten Departements an die Deutsche Verrechnungs- 
kasse geleistet worden sind, als auch Überweisungen 
des Office Suisse de Compensation an die Deutsche 
Verrechnungskasse für Empfänger, die in den drei 
genannten Departements wohnhaft waren. Solche 
Zahlungen werden Gegenstand einer zusätzlichen Ver- 
einbarung sein, sobald die Frage geklärt ist, ob die 
betreffenden Beträge als in Deutschland oder in der 
Schweiz befindlich zu betrachten sind. 


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 
bin ich 


Ihr 


gez, Fran(;:ois-Didier Gregh 
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Begründung zum Zustimmungsgesetz 

betreffend die Vereinbarungen zwisdien der Bundesrepublik Deutsdiland und der Französisdien 
Republik über die Regelung der Forderungen der Französischen Republik an die Bundesrepublik 

Deutschland. 

Artikel I bringt zum Ausdruck, daß der Bundestag den 
Vereinbarungen zustimmt. Die Zustimmung ist gemäß 
Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlich. 

Artikel II bestimmt, daß die Vereinbarungen in inner- 
staatliches Recht umgewandelt werden. 

Der Zeitpunkt der völkerrechtlichen Wirksamkeit, der 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben ist, ergibt sich aus 
den Artikeln 19 und 35 des Abkommens über deutsche 
Auslandsschulden vom 27. Februar 1953. Die nach Ar- 
tikel 19 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 des Abkom- 
mens zum Inkrafttreten der Vereinbarung erforderliche 
Zustimmung der Regierungen der Französischen Republik, 
des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika ist 
nachgesucht worden, Die Drei Regierungen haben sich 
durch ihre Vertreter im Dreimächteausschuß für deutsche 
Schulden mit den Vereinbarungen einverstanden erklärt. 

Die förmliche Zustimmung steht noch aus. 

Da die Vereinbarungen einen Teil des Abkommens 
über deutsche Auslandsschulden bilden werden, ist zu 
ihrem Inkrafttreten außer der vorgenannten Zustimmung 
noch das Inkrafttreten des Abkommens selbst erforder- 
lich (Artikel 35 des Abkommens). 

Artikel III enthält die übliche Bestimmung über das 
Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes selbst. 


Begründung zu den Vereinbarungen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über die Regelung 
der Forderungen der Französischen Republik an die Bundesrepublik Deutschland. 


Im Zeitpunkt der Einstellung des deutsch-französischen 
Verrechnungsverkehrs im August 1944 sind bei der Deut- 
schen Verrechnungskasse in Berlin eine Reihe von Zah- 
lungen steckengeblieben, auf welche im Verlauf der 
Londoner Schuldenverhandlungen die Französische Dele- 
gation Anspruch erhoben hat. über Ursprung und Umfang 
dieser Zahlungen sind weder in deutscher noch in fran- 
zösischer Hand ausreichende Unterlagen. Von französi- 
scher Seite wurde diese Forderung auf 121 Millionen ffrs 
beziffert und im Laufe der Verhandlungen auf 68 Millio- 
nen ffrs oder, zum Tageskurs von 100 ffrs === 1,20 DM 
umgerechnet, auf 814 000 DM herabgesetzt. Die deutsche 
Stellungnahme zu dieser Forderung ergibt sich aus dem 
Brief der Deutschen Delegation vom 10. Dezember 1952. 

Die Vereinbarungen bedürfen nach Artikel 19 des Ab- 
kommens über deutsche Auslandsschulden vom 27. Fe- 
bruar 1953 in Verbindung mit Artikel 10 der Anlage IV 
dieses Abkommens der Genehmigung der Regierungen 
Frankreichs, Großbritanniens und der Vereinigten Staa- 
ten. Die Genehmigung ist erteilt worden. 
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Anlage III 

mit Unteranlagen * 


Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein 
über die Regelung der Forderungen des Fürstentums Liechtenstein 
an die Bundesrepublik Deutschland. 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Den durch Briefwechsel vom 4. November 1952 
und vom 30. Januar 1953 zwischen der Deutschen 
Delegation für Auslandsschulden und dem Delegier- 
ten des Schweizerischen Bundesrates für Spezial- 
missionen bestätigten Vereinbarungen wird zuge- 
stimmt. 

Artikel II 

Die Vereinbarungen werden nachstehend mit Ge- 
setzeskraft veröffentlicht. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
Ministerialdirektor Wolff 

243 - 1 Del 20 - 1958/52 

London, S. W. 1, den 4. November 1952 
29, Chesham Place 
Chesham House 
Sioane 3413 


An das 

Eidgenössische Politische Departement 
z. Hd. von Herrn Minister Dr. Stucki 
Bern 

Thunstr. 50 


Sehr geehrter Herr Minister! 

Ich bestätige mit bestem Dank den Empfang Ihres 
Schreibens vom 22. September 1952, in dem Sie die An- 
regung geben, daß die Deutsche Delegation Ihnen einen 
Vorschlag zur Regelung der von dem Fürstentum Liech- 
tenstein auf der Londoner Konferenz vorgebrachten 
Staatsforderungen machen möge. Ich habe die liechten- 
steinischen Ansprüche auf Grund der in früheren schwei- 
zerischen Verbalnoten gemachten Angaben und der hier 
vorhandenen Unterlagen prüfen lassen und bin heute in 
der Lage, Ihnen nachfolgende Antwort zu erteilen; 

L Was den rechtlichen Bestand und die Höhe der von 
dem Fürstentum Liechtenstein vorgebrachten Staats- 
forderungen anlangt, so ist folgendes zu sagen: 

1. Die Forderung auf Erstattung der Internierungs- 
kosten in Höhe von 449 300 sfrs wird von deut- 
scher Seite nicht in Zweifel gezogen. In dem vor- 
genannten Gesamtbetrag ist zwar außer den echten 
Auslagen für die Internierung der zur Deutschen 
Wehrmacht damals gehörenden russischen Soldaten 
ein Betrag von 160 352 sfrs für Auswanderungs- 
kosten enthalten. Dieser Betrag stellt offensicht- 
lich die Auslagen für den Transport der russischen 
Soldaten aus der Schweiz nach Argentinien im 
Jahre 1947 dar. Obwohl es sich dabei nicht um 
Internierungskosten im eigentlichen Sinne handelt, 
wird gegen die Erstattung dieses Betrages von uns 
keine Einwendung erhoben, da anerkannt wird, 
daß auch diese Kosten für die zur Deutschen Wehr- 
macht damals gehörenden russischen Soldaten not- 
wendig und deutscherseits verursacht waren. Uns 
erscheint es auch, wie in dem entsprechenden Fall 
der Internierung deutscher Soldaten in der Schweiz, 
aus allgemeinen Erwägungen nicht am Platze, mit 
Bezug auf die deutsche Verpflichtung zur Erstat- 
tung der Internierungskosten des Fürstentums 
Liechtenstein die Tatsache der territorialen Be- 
schränkung der Herrschaftsgewalt der Bundes- 
republik Deutschland geltend zu machen; vielmehr 
soll der gesamte, dem Fürstentum Liechtenstein 
erwachsene Auslagenbetrag ohne Abzug erstattet 
werden. Demnach würde die sich hier ergebende 
Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein sich auf 
den Gegenwert von 449 300 sfrs in Deutsche Mark 
zum amtlichen Umrechnungskurs, mithin auf ins- 
gesamt 431 267, — DM belaufen. 

2. Gegen den liechtensteinischen Anspruch auf Er- 
stattung der für den April und Mai 1945 rück- 
ständigen Löhne von Grenzgängern in Höhe von 
insgesamt 52 000, — RM und von Ansprüchen an 
die Allgemeine Ortskrankenkasse in Vorarlberg 
in Höhe von 10 315 sfrs sind eine Reihe von Ein- 
wendungen zu erheben. Einmal kann nach den An- 
gaben des Fürstentums Liechtenstein wohl davon 
ausgegangen werden, daß sich die rückständigen 
Lohnansprüche gegen Arbeitgeber in Vorarlberg, 
wo die Arbeiter tätig waren, richten. Es handelt 
sich hier also um eine Frage der Regelung öster- 
reichischer Schulden und nicht um eine solche der 
Regelung deutscher Schulden. Soweit aber tatsäch- 


lich deutsche Arbeitgeber passiv legitimiert sind, 
fallen die geltendgemachten Ansprüche für die 
Zeit bis zum 8. Mai 1945 unter die im Verhand- 
lungsausschuß D der Schuldenkonferenz verein- 
barte Regelung, die im Anhang 6 zum Konferenz- 
schlußbericht niedergeiegt worden ist; insoweit 
bedarf es keines Eintretens der Bundesrepublik, 
da den liechtensteinischen Gläubigern bzw. dem 
liechtensteinischen Staate, der sie im Innenverhält- 
nis entschädigt hat, zugemutet werden kann, die 
Gläubigerrechte im Rahmen der Londoner Schulden- 
regelung durchzusetzen. Soweit es sich aber um 
etwaige nach dem 8. Mai 1945 fällig gewordene 
Lohnansprüche gegen deutsche Arbeitgeber handelt, 
sind diese selbst für ihre Befriedigung verantwort- 
lich, ohne daß hierfür die Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Zahlung herangezogen werden kann. Die 
hier in Frage stehenden Beträge belaufen sich für 
den gesamten Zeitraum von April und Mai 1945, 
also ohne Aufgliederung in die Teile vor und nach 
dem 8. Mai 1945, auf 52 000,— RM (: 10) = 5200 DM 
und auf 10 315 sfrs = 9900 DM, mithin auf ins- 
gesamt 15 100, — DM. Um der Regelung dieses 
liechtensteinischen Anspruchs unter rechtlichen Ge- 
sichtspunkten näherzutreten, wäre es demnach er- 
forderlich, das Fürstentum Liechtenstein um Auf- 
gliederung der Lohnansprüche in die Teile vor und 
nach dem 8. Mai 1945 und um Angabe von Name 
und Adresse der Arbeitgeber in Vorarlberg und 
in Deutschland zu bitten. Ich bin der Ansicht, daß 
es sich bei dem zur Erörterung stehenden Betrag 
der rückständigen Grenzgängeransprüche nicht loh- 
nen würde, in die Untersuchung dieser Einzelheiten 
einzutreten und werde mir deshalb erlauben, am 
Schluß dieses Schreibens einen praktischen Lö- 
sungsvorschlag zu unterbreiten, der eine weitere 
Prüfung der Einzelheiten überflüssig macht. 

3. Was die von der Deutschen Reichsbahn für die Jahre 
1944 und 1945 schuldiggebliebene Vermögens- 
steuer für gewisse in Liechtenstein befindliche 
Bahnanlagen in Höhe von 11 100 sfrs anlangt, so 
wird dieser Schuldbetrag, der einem Betrag von 
10 600 DM entspricht, an sich nicht bestritten, wozu 
freilich zu bemerken ist, daß bei der deutschen 
Delegation irgendwelche Unterlagen über diesen 
Betrag und die Verpflichtung zu seiner Zahlung 
nicht vorhanden sind. 

II. Die Dreimächtekommission für deutsche Schulden hat 
entschieden, daß von den zu I. genannten drei An- 
sprüchen des Fürstentums Liechtenstein der unter 3. 
genannte Anspruch auf Zahlung der von der Deut- 
schen Reichsbahn für die Jahre 1944 und 1945 
schuldiggebliebenen Beträge von der Regelung auf 
der Londoner Schuldenkonferenz ausgeschlossen und 
bis zu einer allgemeinen Schlußregelung mit Deutsch- 
land zurückgestellt werden solle. Außerdem ist für 
die Regelung der bis zum 8. Mai 1945 rückständigen 
Löhne der liechtensteinischen Grenzgänger bereits 
durch die vereinbarte Empfehlung des Anhangs 6 
zum Konferenzschlußbericht Sorge getragen worden. 
Daraus würde folgen, daß von dem Gesamtbetrag der 
liechtensteinischen Staatsforderungen in Höhe von 
etwa 457 000 DM ein Betrag von 10 600 DM (Ver- 
mögenssteuer der Deutschen Reichsbahn) und ein 
noch festzustellender Teilbetrag des Betrages von 
15 100 DM (Grenzgängerlöhne) abzuziehen wäre. 

III. Ich bin mit Ihnen, sehr geehrter Herr Minister, der 
Auffassung, daß sich zum Zwecke der Bereinigung 
des Gesamtkomplexes der liechtensteinischen Staats- 
forderungen ein Weg finden lassen müßte, um außer 
den Internierungskosten, die im Vordergrund stehen, 
auch die beiden übrigen, zahlenmäßig bescheidenen 
Posten in eine Endregelung einzubeziehen. Diese 
Regelung müßte so aussehen, daß sie bei der Drei- 
mächtekommission für deutsche Schulden, welche sie 
zu genehmigen haben wird, keinen Widerspruch 
hervorruft. Zu diesem Zweck müßte davon abgesehen 
werden, die durch die Regelung abgegoltenen An- 
sprüche im einzelnen aufzuzählen; es dürfte vielmehr 
eine Fassung genügen, welche von einer endgültigen 
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Abgeltung der liechtensteinischen Staatsforderungen 
spricht. Außerdem müßte der Gesamtbetrag der Re- 
gelung jedenfalls um 10 600 DM (Vermögenssteuer 
der Deutschen Reichsbahn) und um einen weiteren 
Teilbetrag des Betrages von 15 100 DM (Grenzgänger- 
löhne) unter der Summe der sämtlichen liediten- 
steinisdien Ansprüche, welche sich auf 457 000 DM 
belaufen, liegen. 

Aus diesen Erwägungen schlage ich Ihnen vor, die 
liechtensteinischen Staatsforderungen mit der Zah- 
lung eines Betrages von 440 000 DM abzugelten. 
Dieser Betrag wäre in vier gleichen Jahresraten, 
jeweils am l.Juli jedes Jahres, beginnend am 1. Juli 
1953, nach Liechtenstein zu transferieren. Das Fürsten- 
tum Liechtenstein wäre dafür zu bitten, den vor- 


genannten Betrag als definitive Abgeltung der drei 
von ihm auf der Schuldenkonferenz erhobenen Staats- 
forderungen anzunehmen. 

Ich darf bemerken, daß der vorstehende Vorschlag die 
Billigung des Deutschen Delegationsleiters, Hermann J. 
Abs, gefunden hat, und wäre Ihnen zu besonderem Dank 
verbunden, wenn Sie den Vorschlag dem Fürstentum 
Liechtenstein unterbreiten und mir zu gegebener Zeit 
mitteilen wollten, ob er dessen Zustimmung erhalten hat. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Minister, die 
Versicherung meiner vorzüglichsten Hochachtung. 

gez. Wolff 


Der Delegierte des Bundesrates 
für Spezialmissionen 

DAS Liecht — OC 
ad 243 - 18 Del 20 - 1958/52 

Bern, den 30. Januar 1953 


Herrn Ministerialdirektor B. Wolff, 
Bundesministerium der Finanzen, 
Bonn 


Sehr geehrter Herr Ministerialdirektor, 

Mit Schreiben vom 4. November v. J. unterbreiteten Sie 
mir einen Vorschlag zur Regelung der drei von dem Für- 
stentum Liechtenstein bei der Londoner Schuldenkonferenz 
vorgebrachten Staatsforderungen. Wir haben der Fürst- 
lichen Regierung Ihre Erwägungen und den sich daraus 
ergebenden Vorschlag zur Kenntnis gebracht und sie ge- 
beten, dazu Stellung zu nehmen, 

Ich kann Ihnen nunmehr mitteilen, daß die liechten- 
steinische Regierung Ihrem Vorschlag auf Abgeltung der 
fraglichen Forderungen durch die Zahlung eines Betrages 
von DM 440000, — , zahlbar in vier gleichen Jahresraten 
beginnend am 1, Juli 1953, zugestimmt hat. Ich darf an- 
nehmen, daß Sie gegebenenfalls bei der Dreierkommission 
das Erforderliche vorkehren. 

Was den. Transfer anbelangt, so möchte ich mir eine 
Rücksprache mit Ihnen Vorbehalten, falls sich dies als er- 
forderlich erweisen sollte. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Ministerialdirektor, 
die Versicherung meiner vorzüglichsten Hochachtung. 

gez, Stucki 
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Begründung zum Zustimmungsgesetz 

betreffend die Vereinbarungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum 
Liechtenstein über die Regelung der Forderungen des Fürstentums Liechtenstein an die Bundes- 
republik Deutschland. 

Artikel I des Gesetzentwurfs bringt zum Ausdruck, daß 
der Bundestag der Vereinbarung zustimmt. Die Zustim- 
mung ist gemäß Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes 
erforderlich. 

Artikel II bestimmt, daß die Vereinbarungen in inner- 
staatliches Recht umgewandelt werden. 

Artikel III enthält die übliche Bestimmung über das 
Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes selbst. 


Begründung zu den Vereinbarungen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein über die Regelung 
der Forderungen des Fürstentums Liechtenstein an die Bundesrepublik Deutschland. 


Im Laufe der deutsch-schweizerischen Verhandlungen, 
die am 26. August 1952 zur Unterzeichnung der Abkom- 
men über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
und die Regelung der Forderungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
(Bundesgesetzbl. 1953 II S. 17 u. 22) geführt haben, sind 
von der Schweizerischen Delegation auch folgende Forde- 
rungen des Fürstentums Lieditenstein gegen das ehe- 
malige Deutsche Reich angemeldet worden: 

a) Kosten der Internierung von 
militärischem Personal 

b) Lohnansprüche von Grenzgängern 51 844,78 RM 

Forderungen von Ärzten an die 

Allgemeine Ortskrankenkasse für 

Vorarlberg 10 315,70 sfrs. 

c) von der Deutschen Reichsbahn 

geschuldete Steuern 11077,65 sfrs. 

Den Forderungen liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

zu a) im Mai 1945 überschritten etwa 500 russische Sol- 
daten der Armee Wlassow — zum Teil mit Frauen 
— , die auf deutscher Seite gekämpft haben, die 
Grenze von Liechtenstein und wurden interniert. 
In den Jahren 1947 und 1948 gelang es der Liechten- 
steinischen Regierung, den Internierten die Aus- 
wanderung nach Argentinien zu ermöglichen. Bis 
dahin sorgte diese Regierung für Unterkunft und 
Unterhalt der Internierten. 

zu b) In den Jahren 1939 bis 1945 waren einige hundert 
liechtensteinische Grenzgänger in Vorarlberg be- 
schäftigt. Nach Kriegsende wurden alle Lohnzah- 
lungen, auch für die zurückliegende Zeit, eingestellt. 
Die Liechtensteinische Regierung hat den Grenz- 
gängern die noch offenstehenden Lohnforderungen 
ausgezahlt. 

Die angemeldeten Forderungen der Ärzte stammen 
aus der Behandlung von Grenzgängern, die in Vor- 
arlberg arbeiteten. 


zu c) Für ihre Vermögensanlagen in dem Fürstentum 
Liechtenstein schuldete die Deutsche Reichsbahn 
als Rechtsnachfolgerin der seinerzeitigen Öster- 
reichischen Bundesbahn Vermögenssteuer in Höhe 
von 11 077,65 sfrs. für das Jahr 1944 und die Monate 
Januar bis April 1945. 

Der Dreimächteausschuß für deutsche Schulden hat sein 
Einverständnis dazu gegeben, die unter a) und b) genann- 
ten Ansprüche mit der Liechtensteinischen Regierung zu 
regeln, die Ansprüche zu b) allerdings nur insoweit, als 
die Lohnforderungen bis zum 8. Mai 1945 entstanden 
waren. Die Ansprüche unter c) sollten nach Meinung des 
Dreimächteausschusses bis zu einer endgültigen Schulden- 
regelung mit Deutschland zurückgestellt bleiben. 

Die Deutsche Delegation und die Regierung des Für- 
stentums Liechtenstein kamen während der Verhandlun- 
gen dahin überein, daß es in Anbetracht der geringen Be- 
träge der Forderungen zu b) und c) (Lohnforderungen: 
52 000 RM abgewertet 10 ; 1 5 200 DM; Forderungen der 

AOK Voralberg 10315 sfrs = 9900 DM, zusammen 15100 
DM; Vermögenssteuer der Reichsbahn 11000 sfrs = 10600 
DM) wünschenswert erscheine, über die Gesamtheit der 
von der Liechtensteinischen Regierung geltend gemachten 
Forderungen eine Regelung zu treffen, zumal es umständ- 
lich und zeitraubend gewesen wäre, die Forderungen zu 
b) danach aufzugliedern, ob sie vor oder nach dem 8. Mai 
1945 fällig geworden waren. 

Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein war da- 
her bereit, sich für alle Ansprüche unter a) bis c) mit einem 
Pauschalbetrag von 440 000 DM (gegenüber ursprünglich 
457 000 DM) abfinden zu lassen. 

Da die Forderungen zu a) (Internierungskosten), die 
den wesentlichen Teil der Abfindung ausmachen, nicht in 
die Regelung des Londoner Schuldenabkommens einbe- 
zogen sind, finden die Bestimmungen dieses Abkommens 
über den Transfer auf vorstehenden Betrag keine An- 
wendung. Diese Frage ist noch offen und bedarf einer 
besonderen Vereinbarung der Beteiligten. 

Der Dreimächteausschuß für deutsche Schulden hat mit 
Schreiben vom 10. April 1953 die Vereinbarungen ge- 
nehmigt. 
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